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Liebe Leserinnen und Leser,

nichts ist mehr so wie es noch letzten Monat war. Der weltweite Ausbruch der Corona-
Pandemie hat auf regionaler, nationaler, europaischer und globaler Ebene alle unsere
Schwerpunkte grundlegend verschoben. Es geht nunmehr zuerst und vor allem darum,
Neuinfektionen durch SARS-CoV-2 zu vermeiden, den an COVID-19 Erkrankten die
bestmogliche medizinische Hilfe zukommen zu lassen und diejenigen Menschen und
Wirtschaftsunternehmen zu unterstitzen, die durch den nahezu vollstandigen Stillstand aller
wirtschaftlichen Aktivitaten in existenzielle Schwierigkeiten geraten sind.

Die Kommission ist zu Beginn der Pandemie teilweise wegen ihrer Ma3nahmen oder fehlender
Koordinierung in die Kritik geraten. Aber das Gesundheitswesen liegt nach der Struktur der
EU-Vertrage in der Verantwortung der Mitgliedstaaten, die die Situation vor Ort am besten
einschéatzen konnen. Der EU kommt hier nur eine unterstiitzende Funktion zu, Artikel 168
AEUV. Auch die einseitigen GrenzschlieRungen, die haufig unabgestimmt teilweise tber Nacht
ausgesprochen wurden, haben eine Rechtsgrundlage in Artikel 28 Schengener Grenzkodex.
Die Kommission muss hieriiber nur informiert werden und hat zumindest im Nachgang eine
Koordinierung der MaRnahmen und teilweise Korrekturen erreichen kénnen.

Eine wichtige Rolle wird der EU aber bei der Uberwindung der wirtschaftlichen Folgen der
Corona-Krise zukommen. Hier zeigt sich, dass man aus der Finanzkrise der Jahre 2008 ff.
gelernt hat. Sehr frih liegen in Briissel bereits die Mal3nahmen vor, die auf breiter Front das
Wirtschaftsleben und die Mitgliedstaaten durch die Krise bringen soll (stark ausgeweitete
Moglichkeiten fir staatliche Beihilfen, wirtschaftliche Stimulus-Pakete, gelockerte Regelungen
fur die staatliche Verschuldung und vieles mehr). Diese Ausgabe der Europa-Informationen
widmet sich schwerpunktmaflig der Darstellung des aktuellen Zwischenstands mit Blick auf
die im Kontext der Corona-Krise ergriffenen oder auf den Weg gebrachten MaRnahmen.
Waéahrend man auf EU-Ebene im Februar im Rahmen der Debatte Uber den néchsten
mehrjahrigen Finanzrahmen noch darlber gestritten hat, ob 1,0 oder 1,074% des
Bruttonationaleinkommens der EU als Budget zur Verfigung stehen sollten, geht es heute
darum, moglichst viel des zugrundeliegenden Wirtschaftslebens durch die Krise hindurch zu
erhalten.

Zuallererst geht es aber darum, gesund durch die Krise zu kommen. Alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Informationsbiiros MV arbeiten spatestens seit dem 18. Marz 2020 aus dem
Homeoffice. Das oOffentliche Leben ist seit diesem Tag in Belgien auf ein Mindestmalfl}
heruntergefahren. Ahnlich strenge Einschrankungen gelten mittlerweile auch in Mecklenburg-
Vorpommern und ganz Deutschland. Ich wiinsche Ihnen von ganzem Herzen Gesundheit fur
Sie und Ihre Familien, und kommen Sie gut durch diese schwierige Zeit!

Mit herzlichen GrifRen aus Brissel,

Dr. Lars Friedrichsen
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Erklarung zum Haftungsausschluss

Das Ministerium fur Inneres und Europa ist um Richtigkeit und Aktualitat der bereitgestellten
Informationen bemiht. Trotzdem kdnnen Fehler und Unklarheiten nicht vollstandig
ausgeschlossen werden. Das Ministerium Ubernimmt deshalb keine Gewéhr fir die Aktualitat,
Richtigkeit, Vollstandigkeit oder Qualitat der bereitgestellten Informationen. Fur EU-
Dokumente ist jeweils die amtliche Veréffentlichung maf3geblich. Der Text enthalt Hyperlinks,
durch die auf externe Seiten und dort angebotene Informationen verwiesen wird. Es handelt
sich um allgemein zugangliche Seiten, deren Auffinden durch die Links erleichtert werden soll.
Soweit Uber Links auf solche Seiten verwiesen wird, ist fir deren Inhalt ausschlief3lich der
Betreiber dieser Seiten verantwortlich, das Ministerium macht sich durch die Verweisung die
Uber den Link angebotenen Informationen oder eventuelle Weiterverweisungen nicht zu eigen.
Das Ministerium hat keinen Einfluss auf eine nach Setzung des Links erfolgte Veranderung
des Links oder der zugrunde liegenden Inhalte und tGbernimmt dafiir keine Verantwortung.
Wenn Sie die Europa-Informationen nicht mehr erhalten méchten, teilen Sie uns dies bitte mit.
Hierzu reicht aus, wenn Sie auf diese Mail mit der Nachricht ,Europa-Informationen
abbestellen” antworten.



1. EU-MalRnahmen im Kontext der Corona-Pandemie

Gesundheit und Forschung

Kommission: Coronavirus-Reaktionsteam gebildet

Die Kommission hat am 2. Marz 2020 ein Corona-Reaktionsteam aus funf Kommissarinnen
und Kommissaren ins Leben gerufen. Das Corona-Reaktionsteam besteht aus Janez
LenarCi¢, zustandig fir das Krisenmanagement, Stella Kyriakides, zustandig fur
Gesundheitsfragen, Innenkommissarin  Ylva Johansson, zustandig fir Grenzfragen,
Verkehrskommissarin Adina Valean, die fir Mobilitat zustandig ist und Wirtschaftskommissar
Paolo Gentiloni, der die makrodkonomischen Aspekte im Blick hat.

Pressemitteilung

Kommission: Beratergremium mit Leitlinien zu COVID-19

Sieben Epidemiologen und Virologen aus sechs EU-Staaten beraten seit dem 17. Méarz 2020
die Kommission. Aus Deutschland sind Lothar Wieler, Prasident des Robert-Koch-Instituts,
und Christian Drosten, Leiter des Instituts fir Virologie der Berliner Charité, Mitglieder des
Beraterstabs. Das Europaische Zentrum fiur die Pravention und die Kontrolle von Krankheiten
(ECDC), die Européaische Arzneimittel-Agentur (EMA) und das Zentrum fur die Koordinierung
von NotfallmaBnahmen (ERCC) nehmen als Beobachter teil. Die Mitglieder kommen
mindestens zweimal wochentlich per Videokonferenz zusammen, um Uber von der
Kommission vorgelegte Fragen oder von den Mitgliedern vorgeschlagene Punkte zu beraten.
Kommissionsprasidentin Ursula von der Leyen sitzt dem Team gemeinsam mit EU-
Gesundheitskommissarin Stella Kyriakides vor.

Die Kommission hat in der Folge schon am 19. Marz 2020 erste Empfehlungen zum Umgang
mit der Ausbreitung des Coronavirus COVID-19 veroffentlicht. Die Isolierung von Corona-
Patienten, die Selbstisolierung bei Verdachtsfallen, das Absagen von Veranstaltungen, das
SchlieRen von Kultureinrichtungen und Bildungsstéatten usw. — diese Malihahmen seien in
allen EU-Staaten geboten. Bei den Tests sollte derzeit hospitalisierten Patienten und
Mitarbeitern des Gesundheitswesens sowie alteren Menschen Vorrang eingerdumt werden.
Der Schutz des Gesundheitspersonals misse auch weiterhin oberste Prioritat haben, solange
es im Einsatz ist.

Pressemitteilung Beraterstab

Pressemitteilung Empfehlungen

Kommission: Ausfuhrgenehmigung fir persénliche Schutzausriistungen in Drittlander

Die Ausfuhr bestimmter personlicher Schutzausriistungen in Lander auBerhalb der
Europaischen Union bedarf seit dem 16. Marz 2020 und vorlaufig fiir die Dauer von sechs
Wochen (bis 30. April 2020) einer Ausfuhrgenehmigung durch die Mitgliedstaaten. Ohne
Ausfuhrgenehmigung ist die Ausfuhr aus der Union (auch in EFTA Staaten wie Norwegen,
Liechtenstein und Island) untersagt. Diese MalBhahme soll die Versorgung mit flr das
medizinische Personal nétigen Schutzausristungen in der Europaischen Union sicherstellen.
Die Weitergabe in der EU (inkl. Vereinigten Kdnigreich) mit Verbleib der Ware in der Union
wird in der entsprechenden Durchfiihrungsverordnung nicht begrenzt. Die Ware kann also
dorthin gelangen, wo sie am dringendsten bendtigt wird. (Personliche Schutzausriistung
umfasst Masken, Schutzbrillen und Visiere, Gesichtsschutzschilde, Mund-Nasen-Schutz und
Schutzkleidung).

Pressemitteilung



https://ec.europa.eu/germany/news/20200302-coronavirus-reaktionsteam_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_481
https://ec.europa.eu/germany/news/20200319-empfehlungen-zum-umgang_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L:2020:077I:FULL&from=DE

EU kauft medizinische Ausristung fur Krankenh&user im Wert von 50 Millionen €

In der Coronavirus-Krise kdnnen Deutschland, Italien, Spanien und andere L&nder auf
Nachschub an dringend benétigter Schutzkleidung hoffen. Fir insgesamt 25 EU-Staaten
wurde gemeinsam Vertrage zum Kauf von Schutzmasken, Handschuhen, Schutzbrillen,
Gesichtsschutz, Operationsmasken und Overalls abgeschlossen. Fir jede einzelne
ausgeschriebene Ware haben die Hersteller ausreichende und in manchen Fallen sogar
groRere Mengen angeboten, als die am Beschaffungsverfahren beteiligten Mitgliedstaaten
verlangt hatten.

Pressemitteilung

Kommission: Harmonisierte Normen fir Medizinprodukte

Die Kommission hat am 24. Marz 2020 Beschliisse Giber harmonisierte Normen angenommen,
die es den Herstellern ermdéglichen werden, Medizinprodukte zum Schutz der Patientinnen und
Patienten, der Angehdrigen der Gesundheitsberufe sowie der Blrgerinnen und Burger im
Allgemeinen in Verkehr zu bringen. Diese Normen sollen ein schnelleres und
kostengtinstigeres Konformitatsbewertungsverfahren ermdéglichen. Nach der Veréffentlichung
dieser Normen im Amtsblatt der Europaischen Union ist bei ihrer Anwendung direkt davon
auszugehen, dass die hergestellten Produkte die Anforderungen der drei Richtlinien tber
Medizinprodukte erfllen.

Pressemitteilung

Kommission: Forschungsmittel fir die Suche nach einem Impfstoff erhtht

Die Kommission hat am 6. Marz 2020 nach einem ersten Aufruf Gber 10 Mio. € im Januar nun
weitere 37,5 Mio. € fur dringende Forschungsarbeiten zur Entwicklung eines Impfstoffs gegen
das Coronavirus bereitgestellt. Damit konnten 17 Projekte ausgewahlt werden, an denen 136
Forschungsteams aus der gesamten EU und darlber hinaus beteiligt sind. Diese Teams
werden an der Entwicklung von Impfstoffen, neuen Behandlungsmethoden, Diagnosetests
und medizinischen Systemen arbeiten, mit denen die weitere Ausbreitung des Coronavirus
verhindert werden soll.

Pressemitteilung

COVID 19 Pandemie und Horizont 2020

Die Einreichfristen fur Horizont 2020-Aufrufe, die bis zum 15. April 2020 enden sollten, sind
mit Ausnahme des IMI-Aufrufs (Innovative Medicines Initiative) verlangert worden. Detaillierte
Informationen werden auf den spezifischen Seiten im Funding & Tenders Portal bereitgestellt.
In ihren FAQs (haufig gestellte Fragen) hat die Kommission Informationen zum Inkrafttreten
von hdherer Gewalt und den notwendigen Handlungsschritten veréffentlicht.

FAQ zur Verlangerung der Einreichfristen

FAQ zur Klausel "Hohere Gewalt"

Informationsseite der REA



https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200323IPR75622/covid-19-eu-massnahmen-zur-beschaffung-lebensrettender-medizinischer-gerate
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_522
https://ec.europa.eu/germany/news/20200306-coronavirus_de
https://www.horizont2020.de/veranstaltungskalender.htm?id=165&
https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/opportunities/portal/screen/support/faq/12944;type=1;categories=;programme=null;actions=;keyword=covid
https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/opportunities/portal/screen/support/faq/12945;type=1;categories=;programme=null;actions=;keyword=covid
https://ec.europa.eu/info/news/covid-19-research-executive-agency-business-continuity-measures-2020-mar-18_en

Initiativen im Wirtschafts- und Finanzbereich

Kommission: MalBnahmen gegen wirtschaftliche Auswirkungen der Corona-Krise

Die Kommission hat am 13. Marz 2020 MalRnahmen zur Bekampfung der wirtschaftlichen
Auswirkungen der COVID-19 Krise vorgelegt. Ziel der Malinahmen ist, die 6konomischen
Folgen der COVID-Krise so kurz und begrenzt wie zu halten. D. h.: Unterstitzung der
Arbeiternehmerinnen und Arbeitnehmer, so dass Einkommen und Arbeitsplatze nicht
Uberproportional betroffen und nachhaltige Auswirkungen auf die Wirtschaft vermieden
werden. Darlber hinaus soll es eine Unterstitzung fur Unternehmen und Sicherstellung
geben, damit die Liquiditat des Finanzsektors erhalten bleibt. Auf3erdem wird es den
Mitgliedsstaaten ermdglicht, die volle Flexibilitat der Systems der staatlichen Beihilfen als auch
des Stabilitats- und Wachstumspakts voll auszuschopfen.

Pressemitteilung

Die MaBRnahmen im Einzelnen:

Flexibilitat des Beihilferahmens

Die grofdte Unterstutzung fur die Wirtschaft wird durch die Mitgliedsstaaten zur Verfiigung
gestellt. Hier bietet der bestehende Beihilferahmen die entsprechenden Mdglichkeiten, bspw.

e Beihilfen fir Lohnzahlungen

o Aufhebung der Zahlungen von Kdrperschafts- und Mehrwertsteuern sowie
Sozialabgaben,

¢ Direkte finanzielle Unterstiitzung der Verbraucher bspw. bei der Annullierung von
Dienstleistungen oder Tickets, die nicht von den Veranstaltern erstattet werden.

¢ Mitgliedsstaaten kdnnen Unternehmen dabei unterstiitzen, Liquiditdtsengpéasse zu
Uberbriicken; sie konnen ihnen auch dringend bendtigte Rettungsbeihilfen zur Verfiigung
stellen.

o Art. 107 (2) b AEUV erlaubt es den Mitgliedsstaaten, Unternehmen direkt fir Schaden zu
entschadigen, die durch unvorhergesehene Vorfalle verursacht wurden (inkl. Sektoren
wie Flugzeuggesellschaften und Tourismus).

e Die derzeitige Situation in Italien erlaubt auch die Nutzung von Art. 107 (3) b AEUV. Hier
kann die Kommission weitere nationale Unterstiitzungsmafinahmen notifizieren, um eine
ernsthafte Stérung der Wirtschaft in den Mitgliedsstaaten zu beheben. Die Kommission
sagt zu, dass sie bei der Prifung von MalRnahmen ahnlich wohlwollend wie bei den
italienischen HilfsmaRnahmen verfahren wird.

Weiterhin hat die Kommission am 19. Marz 2020 einen befristeten Beihilferahmen erlassen,
welcher Hilfen fur die Wirtschaft vereinfachen soll. Inzwischen wurde folgenden
Hilfsmal3hahmen genehmigt:

o Direkte Zuschusse, ruckzahlbare Vorschisse oder selektive Steuervorteile: Die
Mitgliedstaaten konnen Regelungen einfihren, um einzelnen Unternehmen fir die
Deckung ihres dringenden Liquiditatsbedarfs bis zu 800.000 € zu gewahren.

e Staatliche Garantien fur Bankdarlehen an Unternehmen: Die Mitgliedstaaten kdnnen
mit staatlichen Garantien dafir sorgen, dass die Banken Firmenkunden mit
Liquiditatsbedarf weiterhin Kredite gewahren, um zur Deckung des unmittelbaren Betriebs-
und Investitionsmittelbedarfs beizutragen.

e Verglnstigte offentliche Darlehen an Unternehmen: Die Mitgliedstaaten kdnnen
Unternehmen zinsverginstigte Darlehen gewédhren, um diese bei der Deckung ihres
unmittelbaren Betriebs- und Investitionsmittelbedarfs zu unterstitzen.

e Zusicherungen fur Banken, die staatliche Beihilfen an die Realwirtschaft
weiterleiten: Einige Mitgliedstaaten planen, Unternehmen — insbesondere kleine und
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https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_459

mittlere Unternehmen — Uber die bestehenden Darlehenskapazitaten der Banken zu
unterstitzen. In dem Befristeten Rahmen wird klargestellt, dass solche Férdermalinahmen
als direkte Beihilfen zugunsten der Bankkunden und nicht zugunsten der Banken selbst
betrachtet werden, und erlautert, wie etwaige Wettbewerbsverzerrungen zwischen den
Banken auf ein Minimum beschrankt werden kdénnen.

o Kurzfristige Exportkreditversicherungen: Der Rahmen erleichtert es den
Mitgliedstaaten nachzuweisen, dass bestimmte Lander nicht als Staaten mit marktfahigen
Risiken betrachtet werden konnen, sodass der Staat bei Bedarf kurzfristige
Exportkreditversicherungen anbieten kann. Die Kommission wird die Lage weiterhin
verfolgen und ist bereit, erforderlichenfalls Anderungen am Verzeichnis der Staaten mit
marktfahigen Risiken vorzunehmen.

Der Befristete Rahmen gilt bis Ende Dezember 2020. Um fiir Rechtssicherheit zu sorgen, wird
die Kommission vor Ablauf dieser Frist prifen, ob eine Verlangerung erforderlich ist.
Ausschlie3lich fur Deutschland wurden bis zum 31. Méarz 2020 mehrere MalRnahmen
genehmigt, namlich

e ein Darlehensprogramm, das bis zu 90 Prozent des Risikos fur Darlehen an
Unternehmen jeder GroRRe abdeckt, wobei die Darlehen eine Laufzeit von funf Jahren
haben kénnen und je nach Liquiditatsbedarf des Unternehmens bis zu 1 Mrd. € betragen
ddrfen, und

e ein Darlehensprogramm, bei dem die KfW mit Privatbanken zusammenarbeitet, um als
Konsortium groBere Darlehen bereitstellen zu kénnen. Bei dieser Regelung kann das
staatlich gedeckte Risiko bis zu 80% eines Darlehens betragen (jedoch nicht mehr als 50%
des gesamten Fremdkapitals eines Unternehmens). Die MalRnahmen sollen es der KfW
ermoglichen, den vom Ausbruch des Coronavirus betroffenen Unternehmen Liquiditat in
Form vergunstigter Darlehen bereitzustellen.

o Weiterhin wurde die ,Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020“ genehmigt, um den
Schwierigkeiten der Unternehmen zu begegnen und die Existenzfahigkeit der Unternehmen
nicht zu gefahrden. Die Beihilfen werden in Form von direkten Zuschiissen, riickzahlbaren
Vorschissen oder Steuer- und Zahlungsvorteilen gewahrt. So tUbersteigen die Beihilfen nicht
120.000 € je Unternehmen des Fischerei- und Aquakultursektors bzw. 100.000 € je
Unternehmen der Primé&rproduktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse. Fur alle anderen vom
Ausbruch des Coronavirus betroffenen Unternehmen Ubersteigen die Beihilfen nicht
800.000 € pro Unternehmen.

Pressemitteilung

Befristeter Beihilferahmen

Flexibilitat des europaischen Finanzrahmens

Die Kommission wird ermachtigt, die Moglichkeiten der Flexibilitdt des européischen
Finanzrahmens komplett auszuschépfen, sodass die Mitgliedstaaten alle MalRnahmen
durchfiihren kénnen, um die negativen Effekte von COVID-19 auf die Wirtschaft zu reduzieren.
Dies bedeutet:

e Die Kommission sieht die COVID-19 Pandemie als so ernsthaft an, dass sie sich als
.Ereignis aulierhalb der Kontrolle einer Staatsregierung® qualifiziert. Hierdurch kdénnen
aul3ergewoOhnliche  Ausgaben gerechtfertigt werden, bspw. Ausgaben im
Gesundheitsbereich sowie zielgerichtete MafRRnahmen zur Unterstitzung von
Unternehmen und Beschéftigten.

e Die Kommission wird die Forderungen nach steuerlichen Anstrengungen, die von den
Mitgliedsstaaten in Fallen von negativem Wachstum gefordert werden, anpassen.

o Die Kommission empfiehlt, die sogenannte ,allgemeine Ausweichklausel einzusetzen, um
verstéarkt eine allgemeine fiskalpolitische Unterstiutzung zu gewahrleisten. Diese Klausel
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kann die vom Rat empfohlene steuerliche Anpassung im Fall eines ernsthaften
wirtschaftlichen Abschwungs in der Eurozone oder in der gesamten EU aul3er Kraft setzen.

Mobilisierung des EU-Haushalts

e Kombination EU-Haushaltsmittel mit EU-Invest: Als Sofortmafinahme fur besonders stark
betroffene KMU soll der EU-Haushalt alle seine zur Verfigung stehenden Instrumente
bereit halten, sodass Unternehmen mit der notwendigen Liquiditat versorgt werden
kénnen; diese MaRnhahmen muissen durch nationale MalRnahmen erganzt werden. In
diesem Kontext wird die die Kommission rd. 1 Mrd. € aus dem EU-Haushalt zur Verfigung
stellen. Die Kommission wird auch ,Schuldenstundung® fiir die Schuldner vorschlagen, die
besonders negativ von der Krise betroffen sind.

e Abmilderung der Auswirkungen auf den Arbeitsmarki:

Ziel der Kommission ist es, die Beschaftigten vor Arbeitslosigkeit und
Einkommensverlusten zu schitzen und langfristige negative Folgen zu vermeiden. In
diesem Kontext schlagt die Kommission Malnahmen bzgl. Kurzarbeit, Durchfiihrung von
upskilling und re-skilling Programmen, die bereits in der Vergangenheit erfolgreich waren.

Einfuhrung der Investitions-Initiative wegen COVID-19 (CRII)

Unter dieser Initiative kiindigt die Kommission die Auflage eines Fonds an, der sich wie folgt

finanzieren soll

e 37 Mrd. € aus den Mitteln der Kohasionspolitik. Diese sollen aus den nicht genutzten
Mitteln der Vorfinanzierung der Programme gespeist werden; Mittel, die den MS bereits
zur Verfugung stehen (Bezugsjahr 2020).-Auf diese Weise werden 8 Mrd. € aus dem EU-
Haushalt in die Investitionsinitiative gegeben; weitere 29 Mrd. € werden durch den EU-
Invest-Fonds zur Verfligung gestellt.

Das Européische Parlament hat die MalZnahmen am 26. Marz 2020 in einer auf3erordentlichen
Plenarsitzung beraten und ihnen zugestimmt.

Pressemitteilung

Kommission unterstiitzt Kurzarbeits-, Fortbildungs- und Umschulungsprogramme

Die Kommission unterstitzt die Mitgliedstaaten bei der Férderung von bewahrten Kurzarbeits-
Fortbildungs- und Umschulungsprogrammen. Nach der Videokonferenz der EU-
Beschaftigungsminister am 19. Méarz 2020 wurden die Mitgliedstaaten aufgerufen, eng mit den
Sozialpartnern - Gewerkschaften und Unternehmensverb&nden - zusammenzuarbeiten, die
wichtige Verblindete bei der Bewadltigung der soziodkonomischen Auswirkungen des Virus
sind.

Im Rahmen der Corona Response Investment Initiative kann der Européische Sozialfonds
Kurzarbeitsprogramme, Beihilfen fur Eltern, die aufgrund von Betreuungspflichten nicht mehr
arbeiten gehen kénnen, oder zusatzliches Gesundheitspersonal mitfinanzieren. Der Vorschlag
der Kommission flr eine europdaische Arbeitslosenriickversicherung soll schneller kommen,
um MaRnahmen der Mitgliedstaaten zur Erhaltung von Arbeitsplatzen und Qualifikationen zu
unterstiitzen. Zur Unterstiitzung von entlassenen Arbeithnehmern und Selbstandigen kénnte
auch der Europaische Globalisierungsfonds eingesetzt werden. Fur 2020 sind bis zu 179
Millionen € im Topf. Ein Einsatz muss noch final bestimmt werden.

Pressemitteilung

Kommission kiindigt neuen mehrjahrigen Finanzrahmen und ein Konjunkturpaket an

Als Reaktion auf die Coronavirus-Pandemie will die EU-Kommission einen neuen Vorschlag
fur den nachsten Mehrjahres-Haushalt der Europadischen Union vorlegen. Teil der Initiative
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werde ein Konjunkturpaket sein, mit dem der Zusammenhalt innerhalb der Union durch
Solidaritdt und Verantwortlichkeit gesichert werden solle. Die Verhandlungen uber den
Finanzrahmen fir die Jahre 2021 bis 2027 waren im Februar vorerst gescheitert.

Bereits jetzt zeichnet sich ab, dass bei den Verhandlungen Uber den Haushalt auch tber die
Vergemeinschaftung von Schulden gestritten wird. Besonders finanzschwachere L&nder
hatten in einer Telefonkonferenz der Staats- und Regierungschefs am 26. Méarz 2020 dafur
pladiert gemeinsame Schuldtitel - sog. Corona-Bonds — herauszugeben. Vereinbart wurde,
dass die Finanzminister der Eurozone binnen zwei Wochen Vorschlage unterbreiten sollen.
Deutschland lehnt Schuldtitel mit einer gemeinsamen Haftung der EU-Lander weiterhin ab und
schlagt vor, stattdessen den Euro-Rettungsfonds ESM zu nutzen, um Lander mit geringen
Haushaltsspielraumen in der Corona-Krise zu unterstitzen.

Pressemitteilung
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Landwirtschaft und Fischerei

EU-Landwirtschaftsminister tagen zur COVID-Krise

Die kroatische Prasidentschaft organisierte am 25. Marz 2020 unter Beteiligung der EU-
Kommissare Janusz Wojciechowski und Virginijus Sinkevi€ius eine Videokonferenz der fur
Landwirtschaft und Fischerei zustandigen EU-Minister, um bereits ergriffene sowie auf
nationaler und europaischer Ebene geplante MalBhahmen zu erortern, um den negativen
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie im Agrar- und Fischereisektor entgegenzuwirken.
Die kroatische Landwirtschaftsministerin Marija Vuckovi¢ berief eine Videokonferenz mit dem
Ziel des Informationsaustauschs zwischen den Mitgliedstaaten und den EU-Institutionen ein.
In Zeiten wie diesen ist die Gewahrleistung der Erndhrungssicherheit eines der wichtigsten
Themen fur 500 Millionen européische Birger. Daher gehorten Ernahrungssicherheit,
Verfugbarkeit und Lebensmittelproduktion zu den wichtigsten diskutierten Themen.

Als Reaktion auf die Schwierigkeiten hat die Kommission auf die Corona Response Investment
Initiative verwiesen, um rasch oOffentliche Investitionen in Héhe von 37 Mrd. € fir die
Bewaltigung der Folgen der COVID-19-Krise bereitzustellen. In Bezug auf staatliche Beihilfen
wurden Hdchstbetrage von bis zu 120.000 € pro im Fischerei- und Aquakultursektor tatige
Unternehmen oder von 100.000 € pro in der Primarproduktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse
tatige Unternehmen angehoben. Fir Unternehmen, die in der Verarbeitung und Vermarktung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse tétig sind, liegt der Schwellenwert bei 800.000 €. Darlber
hinaus hat die Kommission eine Verlangerung der Frist fur die Einreichung des Einzelantrags
fur Direktzahlungen und andere Flachen- und Tierversuche um einen Monat angekiindigt.

DarlUber hinaus haben die Minister und die Kommission ihre Bereitschaft bekréftigt, weitere
Maflnahmen zur Unterstlitzung unserer Produzenten zu priifen. Die Minister wiesen darauf
hin, dass den europaischen Verbrauchern ausreichend Lebensmittel zur Verfligung standen
und stehen werden. Von der Kommission bereits vorgeschlagene MalBhahmen in allen
Sektoren, einschliellich Verkehr und Einfihrung ,griiner Gassen* flir Lebensmittelversorgung,
Gesundheit und soziale Sicherheit sowie Flexibilitat bei staatlichen Beihilfen, tragen zur
Uberwindung dieser Situation bei.

Die Mitgliedstaaten schlugen zusatzliche MalRhahmen als mdgliche Reaktion auf die
Coronavirus-Krise in Landwirtschaft und Fischerei vor, einschlie3lich der Vereinfachung oder
Abweichung von bestimmten Verfahren, beispielsweise in Bezug auf Kontrollen vor Ort,
Anderung von Programmen zur Entwicklung des landlichen Raums, Berichterstattung oder
Erflllung von Verpflichtungen von den Beglnstigten durchgefiihrt. Es wurde eine groere
Flexibilitat bei der Umsetzung der GAP-MaRnahmen und bei der Ubertragung genehmigter
Mittel zwischen Malinahmen und Programmen vorgeschlagen sowie die Erleichterung von
Vorauszahlungen und die Aktivierung von Interventions- und Krisenmafinahmen, die in der
Verordnung Uber die Gemeinsame Marktorganisation vorgesehen sind.

In Bezug auf die Fischerei schlugen die Mitgliedstaaten im Rahmen des EMFF mehr Flexibilitat
vor, um die Umprogrammierungsverfahren zu vereinfachen und die derzeitigen Obergrenzen
zu lockern. Es wurde auch eine Entschadigung fiir die voribergehende Einstellung der
Fischereitatigkeit ohne die derzeitigen Beschréankungen und die Ermdglichung einer Lagerhilfe
gewahrt.

Pressemitteilung

Kommission zu MalRnahmen im Landwirtschaftssektor wahrend der COVID-Krise

Die Kommission verfolgt alle Agrarméarkte und den Handel mit Lebensmitteln aufmerksam; die
Daten der EU-Marktbeobachtungsstellen werden auf dem neuesten Stand gehalten.

Seit Beginn der Krise hat die Kommission folgende MalRnahmen zur Unterstiitzung des Agrar-
und Lebensmittelsektors angenommen:
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e Verlangerung der Frist fur Zahlungsantrage im Rahmen der GAP: Die Frist fur die
Einreichung von Antragen lauft nun nicht mehr bis zum 15. Mai, sondern bis zum 15.
Juni 2020, um Landwirten bei der Fertigstellung ihrer Antrage.

e Mehr staatliche Beihilfen: GemalR dem kirzlich angenommenen befristeten Rahmen
fur staatliche Beihilfen kdnnen landwirtschaftliche Betriebe nun Beihilfen in Hohe von
bis zu 100.000 € und Lebensmittel verarbeitende oder vermarktende Unternehmen
Beihilfen von bis zu 800.000 € erhalten. Diese Betrdge kdénnen durch De-Minimis-
Beihilfen erganzt werden, eine spezielle Form der Unterstitzung fur den
Landwirtschaftssektor auf nationaler Ebene, die ohne vorherige Genehmigung der
Kommission gewahrt werden kann. Der HOchstbetrag fur diese Beihilfen wurde vor
kurzem auf 20.000 € angehoben (bis zu 25.000 € in Sonderféllen). Demzufolge kann
aufgrund des Befristeten Rahmens Unterstitzung auf nationaler Ebene von bis zu
120.000 € (bzw. 125.000 €) pro landwirtschaftlichem Betrieb gewéahrt werden.

o Fortlaufender Warenverkehr fir Nahrungsmittel in der EU: Die Kommission
arbeitet eng mit den Mitgliedstaaten zusammen, um Uber die Schaffung von ,Green
Lanes” einen funktionierenden Binnenmarkt fur Waren zu gewahrleisten. Auf diesen
.,Green Lanes®, die an bestimmten wichtigen Grenziibergangsstellen eingerichtet
werden, dauern die Kontrollen beim Grenziibergang nicht l&nger als 15 Minuten. Die
Durchfahrt wird nun fiir den Transport sdmtlicher Waren, auch von Nahrungsmitteln,
gewahrt.

Pressemitteilung

Kommission begrif3t Abstimmung im Bundesrat zur Dingeverordnung

Die Kommission hat die Annahme der gednderten Dingeverordnung im Deutschen Bundesrat
am 27. Marz 2020 begrifdt. Dass die Vorgaben zu den sogenannten roten Gebieten im
Rahmen der Diingeverordnung nun nach einer verlangerten Ubergangfrist zum 1. Januar 2021
greifen sollen, sei mit Blick auf die auf3erordentlichen Umstéande durch die Coronakrise
angemessen.

Die Kommission analysiert die Beschlisse nun genau. Die Diingeverordnung ist wesentliches
Element der Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie in Deutschland. Diese hatten die EU-Staaten
1991 mit dem Ziel beschlossen, die Wasserqualitéat in Europa zu verbessern, indem die
Verunreinigung von Grund- und Oberflachenwasser durch Nitrat aus landwirtschaftlichen
Quellen verhindert und der Einsatz beispielhafter landwirtschaftlicher Verfahren geférdert wird.

Pressemitteilung
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Brexit

Corona-Pandemie und die Verhandlungen zum Brexit-Nachfolgeabkommen

Die Corona-Pandemie hat auch deutliche Auswirkungen auf die Verhandlungen zwischen der
Européaischen Union und dem Britischen Konigreich zum Nachfolgeabkommen nach dem
Brexit. Am deutlichsten lassen sich diese an der Corona-Erkrankung von EU-Chefunterhandler
Barnier und inzwischen auch vom britischen Premier Johnson festmachen.

Am 12. Marz 2020 hatten sich die Verhandlungsteams beider Seiten vereinbart, dass die fur
die folgende Woche geplante Verhandlungsrunde verschoben werden soll. Es war geplant,
nach Mdglichkeiten fir technische Losungen zu suchen. Am 18. Marz 2020 veroffentlichte die
Kommission dann einen Entwurfstext des Nachfolgeabkommens.

Es handelt sich dabei um ein umfassendes, weitreichendes Abkommen, das so gut wie alle
Bereiche der bisherigen Beziehungen adressiert. Insofern dirfte die britische Seite deutlich
divergierende Vorstellungen haben. Bei einer Besprechung des britischen Botschafters mit
Europaministerinnen und -ministern der Lander machte dieser deutlich, dass das Vereinigte
Kdnigreich eine andere Herangehensweise verfolgt: Grof3britannien sei jetzt ausgetreten und
alle Bereiche die nicht zwingend geregelt werden miussten sollten nicht im Abkommen
abgebildet werden, so z.B. Verteidigungsfragen. In dem von der EU vorgelegten Papier sind
auch diese Fragen behandelt, wenn auch kirzer als zu erwarten.

Von besonderer Bedeutung fir Mecklenburg-Vorpommern sind die in dem Vorschlag
vorgesehenen Festlegungen zur Fischerei. Im Titel Zwei, Kapitel Funf wird Uber sechs Seiten
ein umfassendes System der gegenseitigen Abstimmung in Fischereifragen etabliert.
Insbesondere wird in Artikel Zehn des Kapitels ein gegenseitiger Zugang zu den Gewassern
vorgeschlagen. Damit ware den européaischen Interessen, und denen des Landes, sehr weit
entgegengekommen. Allerdings ist zu beachten, dass es sich bei dem Vorschlag der
Kommission um einen ersten Aufschlag handelt. Die britische Seite hat wegen der Corona-
Pandemie bisher noch nicht darauf reagiert.

Insgesamt sind die Verhandlungen vielmehr de facto zu einem Stillstand gekommen. Die EU
hat darauf gedrangt, dass die Verhandlungen ausgesetzt und die Ubergangsphase bis tber
das Ende 2020 hinaus verlangert wird. Boris Johnson hatte das, mit Verweis auf die geltende
britische Rechtslage zu dieser Frage, ausdricklich zuriickgewiesen. Allerdings war dies bevor
er sich, durch seinen Gesundheitsminister angesteckt, mit dem Corona-Virus infiziert hatte.
Nun mehren sich auch die Aussagen der britischen Arbeitsebene gegeniber der Presse, dass
eine Verschiebung dieses Datums nicht mehr zu umgehen sei. Dies ist aber bisher nicht die
offizielle Linie.

Ob diese auch unter dem Eindruck der sich auch in Grof3britannien verscharfenden Lage und
mdglicher weiterer Infektionen im Kabinett aufrechterhalten wird, muss noch abgewartet
werden.

Entwurfstext fur Nachfolgeabkommen
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Koordinierung Grenzmanagement, transeuropéaischer Verkehr

Kommission gibt Hinweise zur Gewéahrleistung des kontinuierlichen Warenverkehrs

Die Kommission hat am 23. Marz 2020 neue praktische Hinweise zur Umsetzung ihrer
Leitlinien fur das Grenzmanagement herausgegeben, um den freien Warenverkehr in der
gesamten EU trotz der aktuellen Corona-Pandemie zu gewahrleisten. Eine Mitteilung
(Notifizierung) Uber die voribergehende Wiedereinfilhrung von Binnengrenzkontrollen erhielt
die Kommission zuletzt von elf Mitgliedstaaten des Schengen-Raums (Danemark,
Deutschland, Estland, Finnland, Litauen, Osterreich, Polen, Portugal, Spanien, Tschechien
und Ungarn) sowie zwei assoziierten Schengen-Staaten (Norwegen und der Schweiz).

Um sicherzustellen, dass die EU-weiten Lieferketten weiterhin funktionieren, werden die
Mitgliedstaaten gebeten, unverzuglich alle relevanten Ubergangsstellen an Binnengrenzen
innerhalb des transeuropaischen Verkehrsnetzes (TEN-V-Netz) als sogenannte ,Green Lane*-
Ubergangsstellen zu benennen. Diese ,Green Lane“-Ubergangsstellen sollten fir alle
Frachtfahrzeuge offen sein — unabhéngig von den transportierten Waren. Zudem sollte der
Grenzubertritt einschlieBlich aller Uberprifungen und Gesundheitskontrollen nicht langer als
15 Minuten dauern. Die Kontrollen und Uberpriifungen sollten so durchgefiihrt werden, dass
die Arbeitskrafte ihre Fahrzeuge nicht verlassen missen, und die Fahrerinnen und Fahrer
selbst sollten nur minimalen Kontrollen unterzogen werden. So sollten sie lediglich gebeten
werden, ihren Personalausweis und Fiihrerschein und erforderlichenfalls ein Schreiben ihres
Arbeitgebers vorzuzeigen. Zudem sollten Dokumente auch elektronisch tbermittelt oder
vorgezeigt werden kdnnen.

Dartber hinaus empfiehlt die Kommission den Mitgliedstaaten, sichere Transit-Korridore
einzurichten, um es privaten Fahrerinnen und Fahrern und ihren Passagieren, wie z.B.
Beschaftigten im Gesundheits- und Verkehrswesen sowie EU-Burgerinnen und Birgern, die
in ihre Heimat zurickgebracht werden, unabhéngig von ihrer Staatsangehorigkeit zu
ermdglichen, auf dem TEN-V-Netz in jeder Richtung mit Prioritat durch das Land zu gelangen.
Dabei missen sie jedoch darauf achten, dass die vorgegebene Strecke streng einzuhalten ist
und die mindestens erforderlichen Ruhepausen einzulegen sind. Dartber hinaus sollten die
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass mindestens ein Flughafen in ihrem Land fur die
Ruckfihrung von Birgerinnen und Birgern und fir internationale Hilfsflige genutzt werden
kann.

Pressemitteilung der Kommission

Mitteilung der Kommission zur Umsetzung von ,Green Lanes” im Rahmen der Leitlinien fir
Grenzmanagementmafnahmen zum Schutz der Gesundheit und zur Sicherstellung der
Verfugbarkeit von Waren und wesentlichen Dienstleistungen (EN)

Leitlinien fUr Grenzmanagementmalnahmen zum Schutz der Gesundheit und zur
Sicherstellung der Verfiigbarkeit von Waren und wesentlichen Dienstleistungen (EN)

Kommission stockt Mittel fur Rickholflige und medizinische Ausristung auf

Die Kommission hat am 27. Marz 2020 vorgeschlagen, 75 Mio. € aus dem EU-Haushalt
bereitzustellen, um die Mitgliedstaaten bei der Riickholung von EU-Birgerinnen und -Burgern
zu unterstitzen und die Mittel fiir die Bevorratung medizinischer Ausristung im Rahmen von
rescEU aufzustocken.

Ruckholflige: Dank der vom Katastrophenschutzverfahren der Union organisierten und von
der EU kofinanzierten Ruckholflige wurden seit Beginn des Ausbruchs bereits
2312 Menschen aus China, Japan, den USA, Marokko, Tunesien, Georgien, den Philippinen
und Cabo Verde nach Europa zuriickgeholt. Fir die kommenden Tage sind tber 80 weitere
Ruckholflige geplant. Im Rahmen des Katastrophenschutzverfahrens der EU Ubernimmt die
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EU auf der Grundlage des Grundsatzes der Solidaritat einen Teil der Kosten fur Rickholfluge,
bei denen Staatsangehdrige mehrerer Mitgliedstaaten beférdert werden.

Vorrat im Rahmen von RescEU: Durch diesen Vorschlag der Europaischen Kommission wird
die Gesamtmittelausstattung des ersten rescEU-Vorrats an medizinischer Ausrustung
(Beatmungsgerate, Schutzmasken und wesentliche medizinische Gerate) auf 80 Mio. €
aufgestockt.

Pressemitteilung

Kommission fordert Freizligigkeit systemrelevanter Arbeitskrafte

Die Kommission hat am 30. Marz 2020 zwei Mitteilungen zur Freizlgigkeit veroffentlicht. In
den ersten Leitlinien werden Arbeitskrafte mit systemrelevanten Aufgaben aufgefihrt, fur die
Wahrung der Freiziigigkeit in der EU als wesentlich erachtet wird, wobei die Liste nicht
erschopfend ist. Beispiele sind Berufe im Gesundheitswesen, Betreuungspersonal fur Kinder
und altere Menschen, Wissenschaftler im Gesundheitssektor, mit der Installation
lebenswichtiger Medizinprodukte betraute Techniker, Berufsfeuerwehrleute und Polizisten,
Arbeitskrafte im Verkehrssektor sowie Menschen, die in der Lebensmittelbranche tatig sind.
Die Kommission fordert die Mitgliedstaaten auf, spezielle Schnellverfahren einzufiihren, damit
ein reibungsloser Grenzubertritt fur diese Grenzgénger gewahrleistet ist; dies schliefdt
verhaltnismaRige Gesundheitskontrollen ein. Saisonarbeitskréfte fallen bei besonderem
Bedarf ebenso unter systemrelevante Arbeitskrafte. Dazu sollen sich die Mitgliedstaaten in
den Fachgremien austauschen.

Weiterhin veroffentlicht die Kommission eine Mitteilung zur Umsetzung der voriibergehenden
Beschrankung nicht unbedingt notwendiger Reisen in die EU. Darin gibt sie Hinweise zu
mdglichen Einschréankungen bei der Einreise, zu Gesundheitskontrollen und zum Selbstschutz
des Grenzschutzpersonals.

Pressemitteilung
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Funktionsfdhigkeit der EU-Institutionen

EP: AuRRerordentliche Plenartagung zu den Corona-MalRnahmen

Am 26. Marz 2020 tagte das Europaische Parlament auf3erordentlich, um die ersten
MalRnahmen zur Unterstitzung von Birgerinnen und Birgern sowie Unternehmen bei der
Bewaltigung der Corona-Krise zu billigen. Normalerweise hétten die Abgeordneten (nattrlich)
anwesend sein missen, um an der Abstimmung im Plenarsaal teilzunehmen. Aufgrund des
Ausbruchs des Coronavirus ist jedoch auch ein Fernabstimmungssystem (unter Nutzung von
E-Mails) zum Einsatz kommen. In der aul3erordentlichen Plenartagung haben die EU-
Abgeordneten Uber die folgenden Malinahmen debattiert und abgestimmt:

o die Investitionsinitiative zur Bewaltigung der Corona-Krise (Coronavirus Response
Investment Initiative), mit der den EU-Landern 37 Milliarden € aus dem Kohésionsfonds
zur Verfligung gestellt werden, um die Folgen der Krise zu bewaltigen;

o Der Europaische Solidaritatsfonds unterstiitzt die Mitgliedsstaaten bislang bei der
Bewaltigung von Naturkatastrophen wie Uberschwemmungen, Waldbranden,
Erdbeben, Stirmen und Dirren. Die KOM schlagt vor, Krisen der offentlichen
Gesundheit als weitere Notsituation férderfahig zu machen. Damit stehen den am
starksten betroffenen MS Mittel von 800 Mio. € zur Verfligung. Der Europaische Fonds
fur die Anpassung an die Globalisierung kénnte auch in Anspruch genommen werden,
um arbeitslos gewordenen Beschéftigte sowie Selbststandige zu unterstitzen. Fir das
Jahr 2020 stehen bis zu 179 Mio. € zur Verfligung.

e den Vorschlag der Europaischen Kommission zur Beendigung der "Geisterflige"
infolge des Ausbruchs von COVID-19 (d.h. Voribergehende Aussetzung derzeitiger
EU-Vorschriften, die Fluggesellschaften zur Nutzung von Start- und Landezeitslots
verpflichten, wenn sie diese im néchsten Jahr nicht verlieren wollen).

Die Plenartagung vom 26. Marz 2020 ersetzt die urspriinglich fir den 1. und 2. April 2020
geplante Sitzung. Die Vorschlage missen auch vom Rat gebilligt werden, damit sie in Kraft
treten kdnnen (siehe unten Arbeitsfahigkeit des Rats der EU).

Pressemitteilung EP

Webseite zur aufRerordentlichen Geschéaftsordnung in Zeit der Corona-Krise

Arbeitsfahigkeit des Rats der EU sichergestellt

Der Rat der EU hat sich am 23. Méarz 2020 sich auf eine befristete Ausnahme von seiner
Geschéftsordnung geeinigt, um die Beschlussfassung im Wege des schriftlichen Verfahrens
in Zeiten der COVID-19-Pandemie zu erleichtern. Diese Ausnahme ermdéglicht es den EU-
Botschafterinnen und -Botschaftern, das schriftiche Verfahren nach derjenigen
Abstimmungsregel anzuwenden, die fur den Erlass des betreffenden Gesetzgebungsakts
selbst gilt. Dies bedeutet, dass bei allen Beschliissen tber die Anwendung des schriftlichen
Verfahrens die derzeit vorgeschriebene Einstimmigkeit nicht mehr erforderlich ist. Dieser
Beschluss gilt fir einen Monat und kann verlangert werden, wenn dies aufgrund des
Fortdauerns der derzeit bestehenden auf3ergewohnlichen Umsténde gerechtfertigt ist. Die
auBergewdhnlichen Umstande aufgrund der COVID-19-Pandemie haben viele Ministerinnen
und Minister an der Anreise zu Ratstagungen gehindert. Dies erschwert es wiederum, das
erforderliche Quorum zu erreichen und damit ordentliche Ratstagungen abzuhalten. Mit dem
Beschluss vom 23. Marz 2020 wird die Anwendung des schriftlichen Verfahrens erleichtert;
damit wird zur Gewahrleistung der Kontinuitat der Amtsgeschafte des Rates beigetragen.

Pressemitteilung Rat der EU
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https://ec.europa.eu/regional_policy/en/newsroom/coronavirus-response/
https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/priorities/eu-antwort-auf-das-coronavirus/20200313IPR74902/verkehrsausschuss-keine-leerfluge-mehr-aufgrund-von-covid-19
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200325IPR75811/covid-19-parlament-billigt-entscheidende-eu-unterstutzungsmassnahmen
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20200325BKG75805/q-a-on-extraordinary-remote-participation-procedure
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:02009D0937-20200101
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/03/23/covid-19-council-takes-steps-to-ensure-institutional-continuity/

Sonstiges

Desinformationen zum Coronavirus

Neben wahren Meldungen zum Coronavirus verbreiten sich zunehmend auch
Falschinformationen. Einige Meldungen scheinen bewusst gestreut zu werden, um Angst und
Unsicherheit zu verbreiten. Die EastStratCom verdffentlicht auf ihrer Webseite Nachrichten
aus Russland. Die East StratCom Task Force ist Teil des Europaischen Auswartigen Dienstes.
Sie wurde auf Beschluss des Europaischen Rates gegriindet und dient dem Ziel, Russlands
Desinformationskampagnen entgegenzuwirken. Sie hat am 16. Marz 2020 einen_Bericht zum
Coronavirus veroffentlicht. Die Kommission hat auch am 30. M&rz 2020 eine neue Webseite
mit Faktenchecks zu gangigen Mythen gestartet.

Pressemitteilung

Passagierrechte

Die Kommission hat am 19. Méarz 2020 Auslegungsleitlinien zu den EU-Verordnungen Uber
Passagierrechte verdffentlicht. Grundsatzlich ergeben sich verschiedene Rechte der
Reisenden, falls die Beférderung auf Grund des Corona-Virus nicht durchgeftihrt werden kann.
Mit diesen Leitlinien soll die Anwendung der EU-Verordnungen lber Passagierrechte vor dem
Hintergrund des COVID-19-Ausbruchs geklart werden, insbesondere in Bezug auf die
Vorgehensweise bei Annullierungen und Verspatungen. Den Beforderungsunternehmen
koénnte es unmd@glich sein, den Fluggast innerhalb eines kurzen Zeitraums anderweitig an den
vorgesehenen Zielort zu beférdern. Dartiber hinaus kdnnte es eine Zeit lang unklar sein, wann
eine anderweitige Beftrderung mdoglich sein wird. Daraus ergeben sich dann spezifische
Rechte der Reisenden, u.a. auf Entschadigung oder Betreuungsleistungen. Neben den EU-
MalRRnahmen sind aber auch Erstattungen Uber nationale Regelungen moglichen. Viele
Unternehmen haben wegen des Coronavirus auch Kulanzregelungen getroffen, Uber die
Reisende ihr Geld zuriick erhalten, z.B. die Deutsche Bahn.

Mitteilung der Kommission

HINWEIS:

Im Ubrigen werden alle MaRnahmen der EU im Zusammenhang der Bekampfung der
Corona-Pandemie gebindelt auf der folgenden Seite dargestellt und standig
aktualisiert:

https://lec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/health/coronavirus-response _de

Auch das Europaische Parlament hat eine entsprechende Ubersichtsseite:
https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/priorities/

17


https://euvsdisinfo.eu/de/
https://euvsdisinfo.eu/the-kremlin-and-disinformation-about-coronavirus/
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/health/coronavirus-response/fighting-disinformation_de
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/INAP20_04/INAP_Disinformation_DE.pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-6913-2020-INIT/de/pdf
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/health/coronavirus-response_de
https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/priorities/

2. Inneres
MalRnahmen im Kontext der Corona-Krise siehe Kapitel 1.

EU-Katastrophenschutzmechanismus in Griechenland aktiviert

Am 2. Marz 2020 hatte Griechenland Uber das EU-Katastrophenschutzverfahren Hilfe zur
Bewaltigung der Situation an seinen Grenzen beantragt. Am 6. Marz 2020 hatten 14 Lander
bereits 70.000 Gegenstande zur Unterstlitzung angeboten, u.a. Schlafsacke, Decken,
Stromgeneratoren, Zelte und anderen Unterkinften, sanitdren Einrichtungen und
Gesundheitsartikel. Das EU-Koordinierungszentrum fir NotfallmaBnahmen (ERCC)
koordiniert die Hilfslieferungen und wird die Kosten fir den Transport der Hilfe nach
Griechenland kofinanzieren.

Pressemitteilung (EN)

Innenrat zur Situation an der tlirkischen Grenze

Auf dem auf3erordentlichen Rat der Innenministerinnen und Minister am 4. Marz 2020 ist eine
gemeinsame Erklarung verabschiedet worden, in der die Mitgliedstaaten ihre Bereitschaft zu
einem wirksamen Schutz der Aul3engrenzen erklaren. Der Grund des Treffens war die Lage
an den AuRengrenzen der EU mit der Turkei, an der die Turkei verstarkt Fluchtlinge Richtung
EU sendet. Der Rat erkennt zwar die zunehmende Migrationsbelastung und die zunehmenden
Migrationsrisiken an, denen die Turkei auf ihrem Hoheitsgebiet ausgesetzt ist, und die
erheblichen Anstrengungen, die sie unternommen hat, um 3,7 Mio. Migranten und Flichtlinge
aufzunehmen, lehnt jedoch die Nutzung des Migrationsdrucks durch die Turkei fir politische
Zwecke nachdricklich ab. Die Mitgliedstaaten, die Kommission und die Grenzschutzagentur
Frontex wollen die unter Druck stehenden Gebiete in der EU unterstiitzen. Der Rat begrif3te
die zusatzliche Unterstiitzung der Europaischen Kommission fur Griechenland, insbesondere
ihre Zusage, sofort 350 Mio. € zur Verfligung zu stellen, und den Vorschlag, weitere 350 Mio. €
zur Unterstltzung der Migration und des integrierten Grenzmanagements bereitzustellen.

Erkldrung des Rates (EN)

Rat der Auf3enminister kritisiert Situation an griechisch-turkischer Grenze

Die AuRRenminister der EU sind am 6. Méarz 2020 zu einer aufRerordentlichen Ratssitzung
zusammengekommen, um die Krise im nordsyrischen Idlib und die Situation an den EU-
AulRengrenzen mit der Turkei zu ertrtern. Der Rat erkannte zwar die zunehmende
Migrationsbelastung und die Risiken an, denen die Tirkei auf ihrem Hoheitsgebiet ausgesetzt
ist. Die Ministerinnen und Minister bekréftigten jedoch ihre ernsthafte Besorgnis Gber die Lage
an der griechisch-tirkischen Grenze und lehnten den Einsatz von Migranten fir politische
Zwecke als nicht akzeptabel ab. Sie stellten auch fest, dass in Idlib die jingste und anhaltende
Offensive des syrischen Regimes und seiner Unterstutzer, einschliel3lich Russlands,
unermessliches menschliches Leid verursache und die schlimmste humanitdre Krise seit
Beginn des Syrienkonflikts ausgeldst habe. Der Rat forderte eine dringende Deeskalation des
Konflikts in Syrien, insbesondere solle das syrische Regime an den Verhandlungstisch
zurtickkehren.

Pressemitteilung
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https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/mex_20_411
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/03/04/statement-on-the-situation-at-the-eus-external-borders/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/03/06/statement-of-the-foreign-affairs-council-on-syria-and-turkey/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Statement+of+the+Foreign+Affairs+Council

Tagung des Innenrats am 13. Marz 2020

Am 13. Marz 2020 fand der regulare Rat fur Inneres statt (der Justizteil ist wegen des Corona-
Virus abgesagt worden). Thematisch ging es u.a. um die strategischen Leitlinien flr den
Bereich Justiz und Inneres und um die Migration.

Die Leitlinien sind eine Konkretisierung der Strategischen Agenda 2019-2024 vom Juni 2019
an, die als Richtschnur fur die Arbeit der Europaischen Union in den nachsten finf Jahren
dienen soll. Inhaltlich wurden die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit, die Starkung des
gegenseitigen Vertrauens in EU-Instrumente, den Grenzschutz, das Asylsystem,
Schwerpunktsetzung der Bekdmpfung von Sicherheitsbedrohungen, Datenschutz und der
Umgang mit Kinstlicher Intelligenz behandelt. Der Entwurf ist mit Mehrheit gebilligt worden
und soll im nachsten Schritt den Staats- und Regierungschefs vorgelegt werden. Polen und
Ungarn lehnen die jetzige Fassung ab, da das Thema Migration nicht in ihrem Sinne dargestellt
wird.

Als weiteres Thema wurde die Situation an der turkisch-griechischen Grenze diskutiert. Der
Rat unterstrich die Notwendigkeit der Solidaritat mit Griechenland und kiindigte weitere
Unterstitzungsmafnahmen an. Neben Deutschland erklarten sich auch Portugal, Litauen,
Frankreich, Luxemburg, Irland, Finnland, Norwegen und Bulgarien bereit, im Sinne einer
.Koalition der Willigen* unbegleitete Minderjahrige von den griechischen Inseln aufzunehmen.
Deutschland (unterstiitzt von Luxemburg) unterstrich, es misse mdglichst rasch gehandelt
und mit der Umsiedlung begonnen werden.

Weitere Informationen und Pressemitteilung

Zahl der Asylsuchenden steigt 2019 gegentiber dem Vorjahr

Am 20. Marz 2020 legte Eurostat Zahlen zur Asylbeantragung in der EU vor. 2019 beantragten
612.700 Menschen erstmalig Schutz in den Mitgliedstaaten der Europaischen Union, dies sind
12% mehr als 2018 (549.000) und in etwa die Halfte des Spitzenwerts von 2015, als Gber 1,2
Mio. Menschen erstmalig Asyl beantragten. 142.400 (23%) der Antragsteller wurden in
Deutschland registriert. In Frankreich waren es 119 900 (20%), in Spanien 115.200 (19%), in
Griechenland 74.900 (12%) und in ltalien 35.000 (6%). Die meisten Menschen kamen aus
Syrien (12%), Afghanistan (9%), Venezuela (7%), Kolumbien (5%) und dem Irak (4%). Im
Verhéltnis zur Einwohnerzahl des jeweiligen Mitgliedstaates war die Zahl der erstmaligen
Asylbewerber 2019 in Zypern (14.495 erstmalige Bewerber je eine Million Einwohner) am
hdchsten, vor Malta (8.108), Griechenland (6.985) und Luxemburg (3.585). Ende 2019 waren
in den EU-Mitgliedstaaten 842.500 Antrage auf internationalen Schutz immer noch
Gegenstand der Prifung durch die nationalen Behérden. Ende 2018 war diese Zahl etwas
hoher (851.000).

Pressemitteilung

19


https://www.consilium.europa.eu/en/meetings/jha/2020/03/13/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Justice+and+Home+Affairs+Council
https://ec.europa.eu/eurostat/documents/2995521/10554404/3-20032020-AP-DE.pdf/7b6f8e0b-96cb-f61b-764e-7d7b9f4a1576

3. Justiz, Verbraucherschutz

MalRnahmen im Kontext der Corona-Krise siehe Kapitel 1.

EuGH: Zum Erfordernis der beiderseitigen Strafbarkeit beim EU-Haftbefehl

Der Gerichtshof der Europaischen Union hat am 3. Méarz 2020 in der Rechtssache C-717/18
entschieden, dass bei der Vollstreckbarkeit eines Europaischen Haftbefehls die HOhe der
moglichen zu verhangenden Strafe mal3geblich sei. Es kommt nicht auf die mogliche
Strafhdhe beim Erlass des Haftbefehles an. Der Grund fur die Prifung ist, dass eine
Auslieferung nicht vom Vorliegen der beiderseitigen Strafbarkeit abhéngig gemacht werden
darf, wenn das Hochstmald der moglichen Strafe mindestens drei Jahren betragt. In dem Fall
ging es um einen spanischen Haftbefehl wegen der Verherrlichung des Terrorismus und der
Erniedrigung seiner Opfer, der in Belgien vollstreckt werden soll. Dabei hatte sich die
Strafandrohung in Spanien Uber die letzten Jahre gedndert.

Pressemitteilung

Konsultation zu Opferrechten

Die Kommission hat am 5. Marz 2020 eine Konsultation zu ihrer im Arbeitsprogramm
angekindigten Opferstrategie veroffentlicht. Die funf Hauptprioritdten der Strategie sollen die
Starkung der Opfer von Straftaten, die Starkung der Zusammenarbeit und Koordinierung, die
Verbesserung des Schutzes und der Unterstiitzung der am starksten gefahrdeten Opfer, die
Erleichterung des Zugangs der Opfer zu Entschadigungen und die Arbeit an der
internationalen Dimension der Opferrechte sein. Interessenvertreter haben die Mdglichkeit,
sich bis zum 2. April 2020 an der Konsultation zu beteiligen.

Konsultation

EU-Aktionsplan fir Menschenrechte und Demokratie

Die Kommission und der Hohe Vertreter fir Auen-und Sicherheitspolitik haben am 25. Méarz
2020 einen EU-Aktionsplan fir Menschenrechte und Demokratie verodffentlicht. Aufbauend auf
den Ergebnissen der vorherigen Aktionsplane werden in dem neuen Aktionsplan die
Prioritaten und MalRnahmen fir die nachsten finf Jahre festgelegt, aulRerdem soll der Plan
dafur sorgen, dass die EU der Foérderung und Verteidigung der Menschenrechte und der
Demokratie in ihrem gesamten auswartigen Handeln eine grofRere Rolle beimisst. Der
Aktionsplan sieht funf Handlungsschwerpunkte vor:

Schutz und Starkung des Einzelnen,

Aufbau resilienter, inklusiver und demokratischer Gesellschaften,

Forderung eines globalen Systems fiir Menschenrechte und Demokratie,

Nutzung der Chancen und Bewaltigung der Herausforderungen, die sich aus dem
Einsatz neuer Technologien ergeben und

o Ergebnisse liefern durch Zusammenarbeit.

Der EU-Aktionsplan fir Menschenrechte und Demokratie (2020-2024) und der dazugehérige
gemeinsame Vorschlag werden dem Rat und dem Européischen Parlament tbermittelt, um
am Ende des Verfahrens vom Européischen Rat einstimmig angenommen zu werden.

Pressemitteilung
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https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2020-03/cp200022de.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12239-EU-Strategy-on-victims-rights-2020-2024-
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_492

4. Finanzen

MalRnahmen im Kontext der Corona-Krise siehe Kapitel 1.

EU-Haushalt ab 2021: Européisches Parlament fordert Notfallplan

Am 17. Marz 2020 legten die Berichterstatter des Haushaltsausschusses im Europaischen
Parlament (BUDG) Jan Olbrycht (EVP, POL) und Margarida Marques (S&D, PT) einen Entwurf
vor, in dem sie einen Notfallplan fur den nachsten Mehrjahrigen EU-Finanzrahmen 2021-2027
(MFR) fordern. Der BUDG hofft, diesen Initiativbericht am 2. April 2020 zu verabschieden,
wenn der Zeitplan nicht durch die Coronavirus-Pandemie gestort werde. Hintergrund der
Forderung sind die bislang ergebnislosen Verhandlungen der Mitgliedstaaten. Zuletzt hatten
die EU-Staats- und Regierungschefs hierzu am 20./21.02.2020 auf einem Sondergipfel
debattiert (siehe Europa-Informationen Februar 2020).

Der BUDG-Berichtsentwurf enthalt Empfehlungen an die Kommission flr ein ,Sicherheitsnetz®,
um die Begunstigten von EU-Fdrderprogrammen zu schitzen. Er fordert die Kommission auf,
bis zum 15. Juni 2020 einen Notfallplan vorzulegen, der zwei Aspekte gewéhrleisten solle: Das
Haushaltsverfahren fir 2021 beginnt mit allen notwendigen Informationen Uber den
Notfallplan, und die Mitgesetzgeber konnen die relevanten Gesetzgebungsvorschlage vor dem
Vermittlungsverfahren tiber den Haushaltsplan fur 2021 verabschieden.

Inhaltlich geht es den Berichterstattern v. a. um die Verlangerung der Haushaltsobergrenzen
des Jahres 2020. Die fur die Umsetzung des Notfallplans erforderlichen MaBhahmen sollen
nach dem Berichtsentwurf aus dem Jahresbudget finanziert werden — innerhalb der
Obergrenzen fur 2020 und mit den Flexibilitatsregeln des noch laufenden MFR fir die Jahre
2014 bis 2020. Der Berichtsentwurf beruft sich dabei auf die Regelung in Art. 312 Abs. 4 AEUV:
Danach werden die Obergrenzen und sonstigen Bestimmungen des letzten Jahres des
vorangegangenen MFR bis zum Erlass einer neuen MFR-Verordnung fortgeschrieben, wenn
der Rat — also die EU-Mitgliedstaaten — bis zum Ablauf eines MFR keine Verordnung zur
Aufstellung eines neuen MFR erlassen hat. Aufgrund des erfolgten EU-Austritts des
Vereinigten Konigreichs wirde dies wohl das Entfallen der Rabatte auf die nationalen Beitrage
zum EU-Haushalt bedeuten. Von einem solchen Beitragsrabatt profitieren momentan
Deutschland, Osterreich, die Niederlande und Schweden.

BUDG-Berichtsentwurf zu einem MFR-Notfallplan vom 17.03.2020 (in englischer Sprache):

Berichte zur ,,griinen Liste“ und zum EU-Standard fir griine Anleihen vorgelegt

Die Kommission hat heute am 9. Marz 2020 zwei neue Berichte der Technischen
Expertengruppe fur nachhaltige Finanzen begrif3t. Dabei geht es zum einen um ein EU-weites
Klassifikationssystem fir nachhaltige und klimafreundliche Investitionen — die sogenannte
»Taxonomie“ — und zum anderen um den kinftigen EU-Standard fiir griine Anleihen. Die
Technische Expertengruppe setzt sich aus Vertretern der Zivilgesellschaft, der Wissenschaft,
der Wirtschaft und dem Finanzsektor zusammen und unterstitzt die Kommission bei der
Entwicklung einer Politik fir ein nachhaltiges Finanzwesen. Der Finanzsektor soll so einen
entscheidenden Beitrag fur den Ubergang zu einem klimaneutralen Europa leisten.

Der Expertenbericht Gber die Taxonomie enthalt Empfehlungen zur Gestaltung der ,griinen
Liste“ der EU, einschlieBlich einer Anleitung, wie Unternehmen und Finanzdienstleister sie
nutzen kénnen. Die Kommission wird diesen Bericht als Grundlage fir die Entwicklung von
Regeln verwenden, die kunftig zur Klassifizierung von nachhaltigen Investitionen dienen
sollen. Die Kommission wird bis Ende 2020 die ,grune Liste” in Form von delegierten
Rechtsakten verabschieden, wie in der von EU-Parlament und den Mitgliedstaaten bereits
verabredeten Verordnung Uber die EU-Taxonomie festgelegt.
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https://www.europa-mv.de/Informationen-aus-Br%C3%BCssel/Europa-Informationen/
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/BUDG-PR-648529_EN.pdf
https://ec.europa.eu/info/publications/sustainable-finance-technical-expert-group_de
https://ec.europa.eu/info/publications/sustainable-finance-technical-expert-group_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_19_6793
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_19_6793

Darlber hinaus bietet der Bericht Uber den EU-Standard fir griine Anleihen weitere Hinweise
fur Unternehmen und Marktteiinehmer, wie die Empfehlungen der Technischen
Expertengruppe vom Juni 2019 zu nutzen sind. Die Kommission wird eine bevorstehende
offentliche Konsultation zur nachhaltigen Finanzen nutzen, um eine mdgliche Initiative fur
einen EU-Standard fir griine Anleihen zu prifen.

Die Technische Expertengruppe wird bis Ende September 2020 weiterhin in beratender
Funktion zusammenkommen und zu verschiedenen Themen der nachhaltigen Finanzierung
beraten.

Pressemitteilung

Fragen und Antworten: politische Einigung auf ein EU-weites Klassifizierungssystem fir
nachhaltige Investitionen (Taxonomie)

Neue Kommissionsinitiative: Aktionsplan gegen Steuerbetrug

Im zweiten Quartal 2020 méchte die Kommission einen Aktionsplan gegen Steuerbetrug/-
hinterziehung und fuir eine einfachere Besteuerung verabschieden. Dies gab sie Anfang Marz
bekannt und ertffnete die Moglichkeit, zu ihrem diesbeziglichen Fahrplan tber ein Online-
Portal Stellung zu nehmen.

Hintergrund ist laut Kommission, dass in der EU jahrlich Milliarden € durch
Steuerhinterziehung verloren gehen wirden. Nationale Anstrengungen wirden zunehmend
durch neue (digitale) Geschaftsmodelle behindert. Der geplante Aktionsplan soll daher
Schlisselinitiativen enthalten, um besser gegen Steuerbetrug vorzugehen, die Einhaltung der
Steuervorschriften zu erleichtern (,Compliance“) sowie von den neuesten Entwicklungen in
Technologie und Digitalisierung zu profitieren. Eine Stellungnahme zum Fahrplan der
Kommission ist bis zum 1. April 2020 méglich.

Informationen zum Aktionsplan gegen Steuerbetrug:

Liste aller Kommissionsinitiativen (teilweise auch in deutscher Sprache abrufbar):
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https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_19_3034
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_19_3034
https://ec.europa.eu/germany/news/20200309-nachhaltige-finanzen_de
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https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12233-Action-Plan-on-fight-against-tax-fraud-
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12233-Action-Plan-on-fight-against-tax-fraud-

5. Wirtschaft, Arbeit, Gesundheit, Tourismus,

MalRnahmen im Kontext der Corona-Krise siehe Kapitel 1.

Kommission: Industriestrategie

Ubergang zur Klimaneutralitat, digitale Transformation und Erhalt der globalen
Wettbewerbsfahigkeit— dies sind die Ziele, bei deren Erreichung die Kommission die
europdische Industrie unterstitzen will. Dazu hat sie am 10. Marz 2020 in einer Mitteilung Vor-
stellungen entwickelt, wie dies erreicht werden soll. U.a. folgende MafRnahmen sind
vorgesehen:

o Eine Strategie fir eine intelligente Sektorenintegration, die auch die Ideen der Kommission
fur sauberen Wasserstoff umfasst; Strategie fir sauberen Stahl; Strategie fur nachhaltige
und intelligente Mobilitat in Nachfolge des letzten WeiRbuchs Verkehr vom Mérz 2011

e Ein Aktionsplan fur die Kreislaufwirtschaft; neuer Regulierungsrahmen fir nachhaltige
Batterien

e Eine Allianz fur sauberen Wasserstoff, um die Dekarbonisierung der Industrie zu
beschleunigen und die filhrende Rolle der Industrie zu erhalten, gefolgt von Allianzen fir
emissionsarme Industrien sowie fir industrielle Clouds, Plattformen und Rohstoffe

e Weitere Rechtsvorschriften und Leitlinien fir ein umweltgerechtes 6ffentliches
Beschaffungswesen

¢ Eine Strategie fur sauberen Stahl und Nachhaltigkeitsstrategie fir Chemikalien

e Ein Aktionsplan fur geistiges Eigentum, um zu priifen, ob der Rechtsrahmen Uberarbeitet
werden muss, um die intelligenten Nutzung von geistigem Eigentum sicher-zustellen und
den Diebstahl von geistigem Eigentum zu bekampfen

e Die Bewertung, Uberpriifung und erforderlichenfalls Anpassung der EU - Wettbewerbs-
vorschriften ab 2021, einschlieBlich der bereits angelaufenen Bewertung der
Fusionskontrollvorschriften sowie der Eignungsprifung verschiedener Beihilfeleitlinien

e Die bestmdgliche Ausschdpfung ihrer handelspolitischen Schutzinstrumente zur Wahrung
fairer Wettbewerbsbedingungen auf den Weltmarkten. Bis Mitte des Jahres soll ein
WeiRbuch Uber ein Instrument gegen ausléandische Subventionen vorliegen, in dem auch
der Zugang von Staatsunternehmen aus Drittlandern wie z.B. China zu den
Beschaffungsmarkten und Forderinstrumenten der EU erértert werden soll.

Pressemitteilung

Kommission: Strategie fir kleine und mittlere Unternehmen

Komplementar zu der Industriestrategie zielt eine eigens fiir kleine und mittlere Unternehmen
(KMU) konzipierte Strategie darauf ab, Blrrokratie abzubauen und den KMU in Europa dabei
zu helfen, im gesamten Binnenmarkt tétig zu werden, Zugang zu Finanzierungen zu erhalten
und eine Vorreiterrolle beim digitalen und 6kologischen Wandel zu Ubernehmen. Die
Kommission will das Enterprise Europe Network durch die Bereitstellung spezieller
Nachhaltigkeitsberater optimieren und Zentren fur digitale Innovation in allen Regionen
Europas einrichten, damit KMU in die Lage versetzt werden, digitale Innovationen zu
integrieren. Desweiteren will sie Moglichkeiten fur die Tatigkeit von Freiwilligen und fur
Schulungen auf dem Gebiet der digitalen Technologien schaffen.

Zur Erleichterung der Aktivitaten von KMU innerhalb und aufRerhalb des Binnenmarkts schlagt
die Kommission MalRnahmen zur Beseitigung regulatorischer und praktischer Hiurden vor,
durch die KMU daran gehindert werden, ihren Geschéaften nachzugehen oder zu expandieren.
U.a. verstarkt sie ihre Bemihungen zur Gewahrleistung einer prompten Bezahlung.
Insbesondere richtet sie eine neue virtuelle Beobachtungsstelle ein und sorgt fur eine
alternative Streitbeilegung.
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Damit KMU in Europa leichter an die Borse gehen kdnnen, will die Kommission im Rahmen
des KMU-Finanzierungsfensters von ,InvestEU“ auch einen Fonds fir den Bérsengang (IPO)
von KMU unterstutzen.

Europa soll zum besten Standort fir Neugriindungen und Unternehmenswachstum gemacht
werden. Die Kommission wird zusammen mit den Mitgliedstaaten einen sogenannten EU
Start-up-Nations Standard erarbeiten, der dazu dient, bewahrte Verfahren auszutauschen und
zu Ubernehmen, um High-Tech-KMU und Startups ein schnelleres Wachstum zu ermdglichen.
Zur Sicherung des politischen Rickhalts fir diese Ma3nahmen wird ein KMU-Beauftragter der
EU fur eine Partnerschaft und Ab-stimmung mit den Mitgliedstaaten im Wege nationaler KMU-
Beauftragter sowie mit den regionalen und lokalen Behdrden sorgen. Er soll auch der
Perspektive der KMU in den EU-Rechtsvorschriften mehr Gewicht verleihen.

Pressemitteilung

Kommission: Aktionsplan fur Kreislaufwirtschaft

Die Kommission hat am 11. Marz 2020 im Rahmen des Europdischen Griinen Deals den
neuen Aktionsplan fur die Kreislaufwirtschaft vorgelegt. Darin ist eine Vielzahl von legislativen
und nichtlegislativen Aktionen vorgesehen, mit denen die Kreislauffahigkeit der Wirtschaft
gestarkt werden soll. Der neue Aktionsplan knipft zwar an vielen Stellen an den ersten
Aktionsplan fur die Kreislaufwirtschaft von 2015 an, enthéalt jedoch einen umfassenderen und
kohéarenten Ansatz in Bezug auf Produkte, die Herstellung und das Produktdesign. Dabei wird
vor allem auf Langlebigkeit und Abfallvermeidung abgestellt. Aulierdem werden verschiedene
MalRnahmen in ressourcenintensiven Sektoren Bauwesen, Textilien, Informations- und
Kommunikationstechnik (IKT) und Kunststoffe sowie ein neuer Ansto3 fur den
Sekundarrohstoffmarkt vorgeschlagen.

U.a. wird die Kommission Rechtsvorschriften fur eine nachhaltige Produktpolitik vorschlagen,
um sicherzustellen, dass in der EU in Verkehr gebrachte Produkte Uber eine langere
Lebensdauer verfligen, leichter wiederverwendet, repariert und recycelt werden kénnen und
einen groélitmdglichen Anteil recycelter Materialien enthalten. Die Verwendung von
Einwegprodukten soll eingeschrankt werden. Auferdem soll gegen vorzeitiges Veralten
vorgegangen und die Vernichtung nicht verkaufter langlebiger Guter verboten werden.

Ein Fokus liegt auf der Vermeidung von Abfall und in der Schaffung eines Marktes fir
Sekundarrohstoffe. In diesem Zusammenhang will die Kommission die Festlegung eines EU-
weit harmonisierten Modells fur die getrennte Sammlung von Abféllen und die Kennzeichnung
prufen. Die Verbraucher sollen Zugang zu Informationen im Hinblick auf die Reparierbarkeit
und Haltbarkeit von Produkten erhalten, damit sie 6kologisch nachhaltige Entscheidungen
treffen kdonnen. Ein ,Recht auf Reparatur® wird eingefuhrt. Es werden Initiativen und
Anforderungen z.B. in den Bereichen Elektronik und IKT, Verpackungen, Kunststoffe und
Mikroplastik gestartet. Eine Textilstrategie und eine Strategie zur Einfihrung des
Kreislaufprinzips im Bauwesen und bei Geb&duden werden angekindigt. Schlie3lich sind
Legislativmalinahmen fir einen neuen Rechtsrahmen fir das Recycling von Batterien sowie
fir den Ersatz von Einwegverpackungen, -geschirr und -besteck durch wiederverwendbare
Produkte in Verpflegungsdienstleistungen vorgesehen.

Pressemitteilung
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Kommission: Projektférderung des Européischen Innovationsrates nach MV

Uber einhundert innovative Projekte von europaischen Start-ups, KMUs und Forschern
werden mit insgesamt 344 Mio. € Uber den Europdischen Innovationsrat geférdert. Unter den
ausgewahlten Vorschlagen, die im Rahmen des EU-Forschungs- und Innovationsprogramms
Horizont 2020 finanziert werden, befindet sich auch ein Projekt der AVA GMBH , Murchin OT
Relzow im Bereich Kreislaufwirtschaft.

Pressemitteilung

Projekte

Kommission: Konsultation zur Entgelttransparenz

Um das Problem der ungleichen Bezahlung zu beheben, leitete die Kommission am 5. Marz
2020 eine bis 28. Mai 2020 laufende 6ffentliche Konsultation zur Entgelttransparenz ein. Die
Kommission wird bis Ende 2020 den Entwurf einer Richtlinie zum Thema vorlegen. In der EU
verdienten Frauen durchschnittlich 16% weniger als Manner, ein Grund dafir sind die
geschlechtsspezifisch diskriminierenden Lohn- und Gehaltsunterschiede. Die Initiative soll
verbindliche Malnahmen fir mehr Entgelttransparenz, eine groRRere Transparenz der
Entgeltsysteme, eine bessere Vermittiung der einschlagigen Rechtsbegriffe in der
Offentlichkeit und eine Starkung der Durchsetzungsmechanismen bewirken.

Pressemitteilung

Kommission: Kampagne zur Bekampfung von Schwarzarbeit

Die Kommission startete am 2. Marz 2020 die erste europaische Kampagne fiir angemeldete
Erwerbstétigkeit. Sie erganzt die Aktivitditen im Rahmen der Europaischen Plattform zur
Bekampfung nicht angemeldeter Erwerbstatigkeit und der Europaischen Arbeitsbehérde. Die
Kampagne startet in den sozialen Medien (#EU4FairWork). Am 16. Méarz 2020 begann in den
EU-Mitgliedstaaten eine Aktionswoche fiir angemeldete Arbeit mit einer Reihe von Aktivitéten,
z.B. Inspektionen in Risikosektoren, Informationsveranstaltungen und Besuchen in
weiterflhrenden Schulen. Ein neues Spezial-Eurobarometer veranschauliche das Ausmal3
des Problems: Jeder zehnte Européder gab an, im vergangenen Jahr Waren oder
Dienstleistungen erworben zu haben, die moglicherweise auf nicht angemeldete
Erwerbstatigkeit zurtickgehen.

Pressemitteilung

Kommission: Freier Zugang zu CEN-Normen fiir medizinische Versorgung

Auf Ersuchen der Kommission haben das Europaische Komitee fir Normung (CEN) und das
Europaische Komitee fir elektrotechnische Normung (CENELEC) in Zusammenarbeit mit
allen ihren Mitgliedern am 20. Marz 2020 vereinbart, unverzlglich eine Reihe von
europaischen Normen fur bestimmte Medizinprodukte und personliche Schutzausriistungen
gratis freizugeben. Diese MalRnahme soll sowohl Unternehmen aus der EU als auch aus
Drittlandern dabei helfen, die Produktion rasch zu starten und Produkte leichter auf den
Binnenmarkt zu bringen und gleichzeitig ein hohes MaRR an Sicherheit zu gewahrleisten.
Normalerweise mussen Normen im Einklang mit den Vorschriften fir geistiges Eigentum
erworben und verwendet werden, da das Urheberrecht der Normen bei den Organisationen
liegt, die die Standards entwickelt haben.

Pressemitteilung
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Kommission: Sicherheit von Spielzeug — allergene Duftstoffe

Die Kommission startete am 6. Marz zwei bis zum 3. April 2020 laufende Konsultationen. Die
erste betrifft den Entwurf einer Richtlinie mit der die Liste der Duftstoffe, die flr Spielzeug
verboten sind, erweitert wird. Folgende Duftstoffe werden mit dieser Aktualisierung in die
Spielzeugrichtlinie aufgenommen: HICC, Chloratranol, Atranol und die allergenen Extrakte
und Ole aus Tagetes erecta, Tagetes minuta und Tagetes patula. Die zweite Konsultation
betrifft eine Initiative mit der zu den 11 allergenen Duftstoffen, die auf in der EU verkauftem
Spielzeug bereits kennzeichnungspflichtig sind, 83 weitere hinzugefiigt werden.

Konsultation & Pressemitteilung

EU-Drogenagentur: Zunahme des Drogenkonsums in Europa

Die EU-Drogenagentur (EBDD) prasentierte am 12. Marz 2020 die Ergebnisse einer
Abwasseranalyse in 68 Stadten in 23 europaischen Landern, um das Drogenkonsumverhalten
ihrer Einwohner zu untersuchen. Von Stockholm Uiber Barcelona und Santiago de Compostela
bis Nikosia wurden im Marz 2019 dber einen Zeitraum von einer Woche téagliche
Abwasserproben in den Einzugsgebieten von Klaranlagen analysiert. Das Abwasser von rund
49 Millionen Menschen wurde auf Spuren von vier illegalen Stimulanzien untersucht:
Amphetamin, Kokain, MDMA (Ecstasy) und Methamphetamin. Cannabis und Heroin sind in
der Studie nicht enthalten, da sie sich nicht im Abwasser nachweisen lassen. Im Vergleich zu
den Vorjahren weist die Studie 2019 auf einen allgemeinen Anstieg des Nachweises der vier
untersuchten Drogen hin.

Pressemitteilung

Kommission: Vertragsentwurf zu kiinftigen Beziehungen EU/UK veroffentlicht

Die Kommission hat am 18. Marz 2020 einen Entwurf flr ein Abkommen Uber die kiinftige
Partnerschaft zwischen der EU und dem Vereinigten Kdnigreich (UK) verdffentlicht. Sie setzt
damit die von den EU-Staaten verabschiedeten Verhandlungsrichtlinien rechtlich um.
Aufgrund der COVID-19-Krise wurde die fur 12. Kalenderwoche in London geplante
Verhandlungsrunde abgesagt. Das Vereinigte Konigreich hat angekiindigt, zu bestimmten in
der Politischen Erklarung zu den kinftigen Beziehungen zwischen der EU und dem
Vereinigten Kdnigreich vereinbarten Elementen eigene Texte vorzulegen. Angesichts der
Entwicklungen in der COVID-19-Krise suchen die Unterhandler der EU und von UK nach
Alternativen, um die Erorterungen fortzusetzen, einschlie3lich der Mdoglichkeit, auf
Videokonferenzen zurtickzugreifen.

Pressemitteilung

Dokument

EU-Afrika-Strategie: Die EU setzt auf eine stéarkere Partnerschaft

Die Kommission und der EU-Aul3enbeauftragte haben am 9. Marz 2020 die Grundlage einer
neuen Strategie mit Afrika vorgeschlagen. Ziel ist eine verstarkte Zusammenarbeit in finf
Schlisselbereichen: grine Wende, digitaler Wandel, nachhaltiges Wachstum und
Beschaftigung, Frieden und Governance, Migration und Mobilitat. Gestitzt auf diese Mitteilung
wird die EU Gesprache mit afrikanischen Partnern fihren, um auf dem Gipfeltreffen zwischen
der EU und der Afrikanischen Union im Oktober 2020 eine gemeinsame Strategie zu
verabschieden. Mit dem  Abschluss der Verhandlungen Uber das neue
Partnerschaftsabkommen zwischen der EU und der Gruppe der Staaten in Afrika, im
karibischen Raum und im Pazifischen Ozean werde 2020 ein entscheidendes Jahr auf dem
Weg zu einer noch engeren Partnerschaft mit Afrika.

Pressemitteilung
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6. Landwirtschaft, Fischerei, Unwelt

MalRnahmen im Kontext der Corona-Krise siehe Kapitel 1.

Kommission startet weltweites Biindnis fiir Biodiversitét

Im Vorfeld der 15. Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens tber biologische
Vielfalt im Oktober 2020 in Kunming (China) hat die Kommission am 3. Marz 2020, dem UN
World Wildlife Day, ein neues weltweites Blundnis fir Biodiversitat ins Leben gerufen. Mit
dieser Kommunikationskampagne appelliert die Kommission an alle Nationalparks, Aquarien,
botanischen Garten, Zoos sowie Wissenschafts- und Naturkundemuseen, sich
zusammenzuschlieRen und die Offentlichkeit starker fir die Notwendigkeit des
Biodiversitatsschutzes zu sensibilisieren. Dieser Appell ergeht ebenso an alle Behdrden,
Nichtregierungsorganisationen, Unternehmen, Forscher sowie Blrgerinnen und Burger. Das
neue Bundnis fir Biodiversitat erganzt das Blndnis ,World aquariums #ReadyToChange to
#BeatPlasticPollution“ aus dem Jahr 2017, dem sich mehr als 200 Aquarien in 41 Landern
angeschlossen haben, um weltweit auf die Vermillung der Meere aufmerksam zu machen.

Pressemitteilung

Text der Erklarung

Eurobarometer: Neun von zehn Befragten halten Umwelt-und Klimaschutz fir wichtig

Nach einer am 3. Marz 2020 veroéffentlichten neuen Eurobarometer-Umfrage zu Umwelt- und
Klimaschutz wollen die befragten Burgerinnen und Burger, dass mehr fur den Umweltschutz
getan werde. GrofRe Unternehmen, Industrie, nationale Regierungen und die EU sowie sie
selbst sollten hierfur Verantwortung tbernehmen. Umweltprobleme kénnten am wirksamsten
bekampft werden, wenn das eigene Konsumverhalten und die Art und Weise, in der produziert
und Handel getrieben werde, sich @ndere. Klimawandel, Luftverschmutzung und Abfélle
werden der Umfrage zufolge als die drei wichtigsten Umweltprobleme angesehen. Uber drei
Viertel der Befragten seien der Meinung, dass Umweltaspekte direkte Auswirkungen auf ihr
tagliches Leben und ihre Gesundheit hatten und mehr als 80% der Birgerinnen und Blrger
machten sich Sorgen wegen der Auswirkungen von in Alltagsprodukten enthalten
Chemikalien. Diese Umfrage wurde im Dezember 2019 in allen EU-Mitgliedstaaten mit knapp
27.500 Teilnehmenden aus verschiedenen sozialen und demografischen Gruppen
durchgefihrt.

Pressemitteilung

Europaischer Klimapakt eingeleitet

Die Kommission startete am 4. Marz 2020 eine offentliche Konsultation zu einer neuen, breit
angelegten Initiative, dem Europaischen Klimapakt. Blrgerinnen und Birger sowie
Interessentréger kdnnen mitreden und sich beteiligen, wenn neue Klimaschutzmaf3nahmen
konzipiert, Informationen ausgetauscht, MalRnahmen auf Blirgerebene ergriffen und Lésungen
vorgestellt werden, denen sich andere anschlieBen kénnen. Die Beitrage werden in die
Ausgestaltung des Klimapakts einflieRen. Die offentliche Konsultation lauft bis zum 27. Mai
2020. Ebenso hat die Kommission sogenannte ,Fahrplane® zu ersten Folgenabschatzungen
zum geplanten CO2- Grenzausgleichssystem sowie zur  Uberprifung  der
Energiebesteuerungsrichtlinie veroffentlicht, der allen Interessierten die Mdglichkeit gibt, sich
innerhalb von vier Wochen dazu zu aul3ern.

Pressemitteilung
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Kommission legt Klimagesetzentwurf vor — Klimaneutralitéat bis 2050

Am 4. Marz 2020 verdffentlichte die Kommission ihren Entwurf fir ein Klimagesetz. Der
Verordnungsentwurf schreibt das verbindliche Ziel der Klimaneutralitdt der Europdischen
Union bis spatestens 2050 fest und bildet den rechtlichen Rahmen fur eine unumkehrbare,
schrittweise Reduzierung von Treibhausgas-Emissionen sowie die Verbesserung des Abbaus
von Treibhausgasen durch natirliche und andere Senken. Die Europdaischen Institutionen
sowie die Mitgliedstaaten sollen verpflichtet werden, alle notwendigen Malinahmen zu treffen,
um das Ziel der Klimaneutralitat bis 2050 zu erreichen und fir kontinuierliche Fortschritte bei
Anpassungsfahigkeit an den Klimawandel sowie bei der Widerstandsfahigkeit zu sorgen. Der
Kommission soll die Befugnis Ubertragen werden, im Rahmen sogenannter ,delegierter
Rechtsakte® den Pfad festzulegen, mit dem das Ziel der Klimaneutralitat bis 2050 erreicht
werden wird. In einem 2030 beginnenden finfjahrigen Turnus sollen die Fortschritte auf der
Grundlage bestehender Regelungen wie dem Governance-Prozess fir die nationalen
Energie- und Klimaplane der Mitgliedstaaten, regelmaRiger Berichte der Europaischen
Umweltagentur sowie der neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse Gber den Klimawandel
und seine Auswirkungen bewertet werden. Die Kommission will bis September 2020 die
Mdoglichkeit prifen, das Emissionsreduktionsziel 2030 von 40 Prozent auf 50 bis 55%
heraufzusetzen und gegebenenfalls einen entsprechenden Vorschlag vorlegen.

Pressemitteilung
Entwurf des Klimagesetzes

EVP-Gruppe fordert Verschiebung der ,,Farm to Fork“ Strategie

Die EVP-Fraktion fordert eine weitere Verschiebung der geplanten europdischen "Farm to
Fork" -Strategie "bis mindestens nach dem Sommer. Die Strategie wirde den Landwirten in
ganz Europa neue Regeln auferlegen. Laut EVP-Fraktion sei es nicht der richtige Zeitpunkt,
den Landwirten zusatzliche Regeln aufzuerlegen. Européische Landwirte seien mit neuen und
unvorhergesehenen Herausforderungen durch die COVID-Krise konfrontiert und befanden
sich in schwierigen Situationen. Der gesamte Agrarsektor sei stark von der Ausbreitung des
Coronavirus betroffen, aber der Weinsektor und der Frischproduktsektor litten am meisten.
Zunachst sollte im Marz die Strategie ,Farm to Fork® angekiindigt werden. Die Kommission
hat jedoch ihren Kalender Uberarbeitet und die Strategie auf April verschoben. Die EVP-
Fraktion mochte, dass dies weiter verschoben wird.

Pressemitteilung

Kommission verdffentlicht Aktionsplan zur Kreislaufwirtschaft

Am 11. Marz 2020 hat die Kommission als Teil der EU-Industriestrategie einen neuen
Aktionsplan zur Kreislaufwirtschaft fir ein sauberes und wettbewerbsfahiges Europa
vertffentlicht. In diesem neuen Aktionsplan werden Initiativen fiir den gesamten Lebenszyklus
von Produkten angekindigt - vom Design und der Herstellung bis zum Verbrauch, zur
Reparatur, Wiederverwendung und zum Recycling -, um Ressourcen wieder in die Wirtschaft
zurlckzuftihren. Ziel des neuen Aktionsplans ist, dass zukinftig in der EU nachhaltige
Produkte die Norm sind, Abfall vermieden und ein funktionierender Markt fir
Sekundarrohstoffe aufgebaut sowie die Position der Verbraucher gestarkt wird. Die
Kommission schlagt folgende wesentliche Mallinhahmen vor: einen Rahmen fir eine
nachhaltige Produktpolitik mit MaRnahmen, die insbesondere darauf abzielen, die Haltbarkeit,
Wiederverwendbarkeit, Nachristbarkeit und Reparierbarkeit von Produkten zu verbessern. In
der Verbraucher-und Produktpolitik der EU soll fir Verbraucher bis 2021 ein ,Recht auf
Reparatur® verankert und zuverlassigere Informationen tber Produkte zur Verfligung gestellt
werden. Fur die Branchen, in denen die meisten Ressourcen verbraucht werden und in denen
ein hohes Kreislaufpotential besteht wie Elektronik und IKT - vor allem Handys, Tablets und
Batterien, Verpackungen, Plastik, Textilien, Bau und Lebensmittel - werden legislative und
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nichtlegislative Initiativen angekindigt. Dariber hinaus enthalt der Aktionsplan MalRnahmen
zur Vermeidung von Abfall und zur Minimierung der Ausfuhr von Abféllen aus der EU.

Pressemitteilung

Aktionsplan

Wolfgang Burtscher neuer Generaldirektor fur Landwirtschaft in der Kommission

Die Kommission hat am 25. Marz 2020 beschlossen, Herrn Wolfgang Burtscher zum
Generaldirektor der Generaldirektion Landwirtschaft und landliche Entwicklung (AGRI) zu
ernennen. Die Ernennung folgte einem Auswabhlverfahren auf der Grundlage des Verdienstes
gemal den Regeln und Verfahren der Kommission fir leitende Angestellte und wird am 1.
April 2020 wirksam. Nach einer Karriere im Osterreichischen und internationalen 6ffentlichen
Sektor trat Herr Burtscher im Jahr 2000 der Kommission bei als Direktor der GD Landwirtschaft
und landliche Entwicklung. Er arbeitete zundchst an der Agrargesetzgebung und dann an der
Prifung der Agrarausgaben. Er wurde 2009 zum stellvertretenden Generaldirektor der
Generaldirektion Forschung und Innovation (FTE) ernannt, wo er fir eine Vielzahl von
forschungs- und innovationspolitischen Fragen verantwortlich war, unter anderem in den
Bereichen Landwirtschaft, Ernahrung und Gesundheit.

Pressemitteilung

EU-Rechnungshof: EU-Agrarpolitik in einer Ubergangsphase

Die Vereinbarungen tber den Mehrjahrigen Finanzrahmen (MFR) der EU fir 2021-2027 und
die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) nach 2020 verzdgern sich. Daher hat die Kommission
Ubergangsvorschriften fur die GAP im Jahr 2021 vorgeschlagen, die es ermdglichen sollen,
fur die EU-Landwirte und die Entwicklung des landlichen Raums auch nach dem Auslaufen
der derzeitigen Politik im Jahr 2020 und bis zum Inkrafttreten der neuen GAP Finanzmittel
bereitzustellen. In einer jlngst veroffentlichten Stellungnahme weist der Européische
Rechnungshof warnend darauf hin, dass infolge dieser Verzogerungen auch die Umsetzung
einer potenziell ehrgeizigeren EU-Agrarpolitik um mindestens ein Jahr aufgeschoben wird.
Diese zusatzliche Zeit sollte nach Ansicht der Prifer genutzt werden, um die im Griinen Deal
dargelegten Herausforderungen in den Bereichen Klima und Umwelt in Angriff zu nehmen,
solide Verwaltungsstrukturen fur die kinftige GAP zu gewahrleisten und ihren
Leistungsrahmen zu stéarken.

Der derzeitige Stand der Gesprache zwischen dem Europaischen Parlament und dem Rat
lasst vermuten, dass die Anwendung des neuen Rechtsrahmens und der GAP-Strategieplane
ab 2022 schwierig werden konnte.

Die Prifer betonen, dass die Mitgliedstaaten mit jeglichen "neuen Finanzmitteln", die nach
MalRgabe der alten Vorschriften verwendet werden, auch weiterhin mindestens ebenso
ehrgeizige oder noch ehrgeizigere Umwelt- und Klimaschutzziele verfolgen sollten. Au3erdem
stellen die Prufer fest, dass Zahlungen an nicht als echte Landwirte tatige Begulnstigte, die
landwirtschaftliche Flachen erwerben, um GAP-Zahlungen zu erhalten, immer mehr
Aufmerksamkeit zuteilwird. Sie rufen die Kommission und die politischen Entscheidungstrager
auf, das zusatzliche Jahr zu nutzen, um die diesbeziglichen Risiken zu bewerten und der
Frage nachzugehen, ob die in den Legislativvorschlagen fur die GAP nach 2020 festgelegten
Kriterien Uberarbeitet werden missen. Ferner weisen die Priufer darauf hin, dass die Ex-post-
Bewertung des laufenden Zeitraums auf Ende 2026 verschoben werden soll, was bedeutet,
dass die Kommission ihren Vorschlag fur die GAP nach 2027 erstellen wirde, ohne die
Leistung der GAP 2014-2020 vollstandig bewertet zu haben.

Pressemitteilung
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https://ec.europa.eu/germany/news/20200311-kreislaufwirtschaft_de
https://ec.europa.eu/environment/circular-economy/pdf/new_circular_economy_action_plan.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/MEX_20_526
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/INOP20_01/INOP_CAP_Provisional_measures_DE.pdf

7. Bildung, Wissenschaft, Kultur

MalRnahmen im Kontext der Corona-Krise siehe Kapitel 1.

Zusatzliche 350 Mio. € fiir Forschung zum ,,Green Deal“ in Horizont 2020

Am 3. Mérz 2020 hat die Kommission den Entwurf einer Aktualisierung des Horizont 2020-Ar-
beitsprogramms zur Pilotphase des ,European Innovation Council (EIC) veréffentlicht. Fur
2020 sind danach ca. 1,4 Mrd. € fir MaBnhahmen des EIC-Piloten vorgesehen. Eine besondere
Anderung ist die Widmung von 350 Mio. € MaRnahmen, die zum "European Green Deal" sowie
zur UN-Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung beitragen sollen. Hiervon sind 300 Mio. € fur
eine Ausschreibung im Rahmen des ,EIC Pilot Accelerator” fir KMU und Startups vorgesehen.
Antragsfrist ist der 19. Mai 2020. Im kommenden Forschungsrahmenprogramm Horizont
Europa ab 2021 sollen mindestens 35% der Mittelausstattung der Finanzierung von Forschung
und Innovation im Sinne des Green Deal dienen. In dieser Forderlinie hat sich die KOM
aul’erdem eine starkere Beteiligung von Unternehmen mit weiblicher Fihrung zum Ziel
gesetzt. Daher sollen mindestens 25% der zu den Face-to-Face-Interviews eingeladenen KMU
und Startups von Frauen gefuhrt sein.

Pressemitteilung

Assoziierung von Drittstaaten in Horizont Europa

Am 27. und 28. Februar 2020 haben die Forschungsminister auf der Tagung des Rates
Wettbewerbsféhigkeit dariiber beraten, wie in Zukunft die Partnerstaaten der EU im
Forschungsbereich mit Einrichtungen in der EU kooperieren kdnnen. Insbesondere durch den
Brexit hat diese Frage an Relevanz gewonnen. Zudem ist mit Blick auf wichtige EU-Partner
wie die Schweiz, die USA und Israel zu klaren, welche Grundsatze fir die Assoziierung gelten
werden. Dieser Bereich ist trotz des weitgehend erfolgten Abschlusses des neuen Horizon-
Programms noch nicht legislativ festgelegt. Es wurde die Bedeutung von
Kooperationsabkommen fir die Erfullung von Bedingungen wie Reziprozitat, Mehrwert und
Anerkennung der EU-Werte betont. Die Minister forderten, dass Drittstaaten ihre
Forschungssysteme entsprechend auch fiir Forscher aus der EU 6ffnen missten und die EU-
Regeln fir den Schutz des geistigen Eigentums achten mussten. Zudem gelte, dass Uber die
Teilnahme von Drittstaaten im Europdischen Innovationsrat seitens der Kommission von Fall
zu Fall entschieden werden solle. Die Gesprdche und Verhandlungen zur Frage der
Assoziierung mussen somit von Rat und Europaischen Parlament noch fortgefiihrt werden;
dieser Austausch stellte lediglich eine Etappe im Prozess dar. Die konkrete Definition der
Assoziierungskriterien ist noch zu klaren.

Weitere Informationen
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https://ec.europa.eu/info/news/eu350-million-proposed-support-green-deal-innovators-across-europe-2020-mar-03_en
https://eu2020.hr/Home/OneNews?id=185

8. Energie, Verkehr, Infrastruktur, Bau, Digitalisierung,

Landesplanung

MalRnahmen im Kontext der Corona-Krise siehe Kapitel 1.

Energieinfrastruktur: Nachste Runde fur Projekte von gemeinsamen Interesse startet

Die Kommission hat am 13. Marz 2020 eine neue Aufforderung zur Einreichung von
Vorschlagen fur grenziberschreitende Energieinfrastruktur veréffentlicht. Darunter stehen 980
Mio. € bereit, um Projekte von gemeinsamem Interesse (PCI) im Energiebereich zu fordern.
Das sind solche Vorhaben, die einen signifikanten Einfluss auf mindestens zwei EU-Lander
haben und die Wettbewerbsfahigkeit erhéhen, die Energiesicherheit der EU verbessern und
zur nachhaltigen Entwicklung beitragen. Die EU-Mittel stammen aus der Connecting Europe
Facility (CEF), dem européischen Férderprogramm fiir transeuropaische Infrastruktur.

Um eine Finanzierung aus dem CEF-Energiefonds zu beantragen, missen die Projekte
zunachst als Projekte von gemeinsamem Interesse (PCI) eingestuft werden. Im Einklang mit
den Zielen des Européaischen Griinen Deals und als Reaktion auf die 6ffentliche Debatte und
die Ansichten des Europaischen Parlaments wird die Kommission bei der Bewertung der
Finanzierungsantrage in diesem Jahr einen verstarkten Schwerpunkt auf den Beitrag zur
Dekarbonisierung legen. Projekte im Bereich Stromnetze und Stromspeicherung, die
insbesondere den Einsatz erneuerbarer Energien unterstiitzen, werden gebihrend
bertcksichtigt.

Der CEF-Energy verfugt Uber ein Gesamtbudget von 4,9 Mrd. € flir die transeuropéaische
Energieinfrastruktur fir den Zeitraum 2014-2020; Informationen zu den in den vergangenen
Jahren ausgewahlten Projekten gibt es hier.

Pressemitteilung

Rechnungshof ver6ffentlicht Sonderbericht zur urbanen Mobilitat

Am 3. Marz 2020 hat der Europaische Rechnungshof (EuRH) einen Sonderbericht zur
nachhaltigen urbanen Mobilitat in der EU veroffentlicht. Der Bericht untersucht den Beitrag der
EU zur wettbewerbsféahigen und ressourceneffizienten Mobilitat in der Stadt. Dabei wurden die
Verfugbarkeit und der Inhalt von Planen fur eine nachhaltige urbane Mobilitdt von acht
europaischen Stadten (Deutschland mit Leipzig) bewertet. Die Europaischen Struktur- und
Investitionsfonds (ESIF) haben im Zeitraum 2014 - 2020 rund 16,3 Mrd. € fir die urbane
Mobilitat bereitgestellt, wobei der EURH in seinem Bericht bemé&ngelt, dass die Finanzierung
nicht an die Bedingung des Vorliegens eines Plans fur nachhaltige urbane Mobilitat geknupft
sei. Trotz des Ausbaus des offentlichen Personennahverkehrs in den Stadten sei die Pkw-
Nutzung nicht signifikant zuriickgegangen, was zur Uberschreitung der Emissionsgrenzwerte
in den Stadten fuhrte. Als Hauptursache wurde festgestellt, dass Projekte oftmals verzogert
fertiggestellt werden, Fahrgastprognosen nicht eingehalten werden oder eine koharente
Strategie fehle. Ferner kritisiert der Bericht, dass die Mitgliedstaaten die Leitlinien und
Strategien der Kommission nicht immer befolgen wirden.

Sonderbericht

Informeller Verkehrsrat verabschiedet Erklarung zum Seeverkehr

Am 11. Marz 2020 hat ein informeller Verkehrsrat zur Zukunft des Seeverkehrs stattgefunden.
Die Minister verabschiedeten dabei die gemeinsame ,Erkldarung von Opatija“, die die
Grundlage fur kinftige Ratsschlussfolgerungen bilden soll. Hauptziel ist es, den européischen
Seeverkehr sowie die Binnenschifffahrt CO2-neutral und emissionsfrei zu machen. Die
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https://ec.europa.eu/energy/topics/infrastructure/projects-common-interest/funding-for-PCIs_en
https://ec.europa.eu/germany/news/20200313-energieinfrastruktur_de
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR20_06/SR_Sustainable_Urban_Mobility_DE.pdf

Erklarung begruflt Investitionen im Rahmen des ,Griinen Deals® der Kommission in die
Entwicklung von emissionsfreien Schiffen und von alternativen Kraftstoffen. Dartiber hinaus
soll die Digitalisierung des Sektors vorangetrieben werden. Neben der Automatisierung der
Schifffahrt und der Implementierung digitaler Binnennavigationssysteme verspricht die
Erklarung vor allem die Digitalisierung von Verwaltungsablaufen und Zertifizierungen. In
diesem Zusammenhang spielt auch die Ausbildung des Personals zur See im Umgang mit
digitalen Systemen eine wichtige Rolle. Der nachste formelle Verkehrsrat findet voraussichtlich
am 4. Juni 2020 in Luxemburg statt.

Pressemitteilung der kroatischen EU-Ratsprasidentschaft (in englischer Sprache):

Erklarung von Opatija (in englischer Sprache):

Schienenverkehr: Europdisches Jahr der Schiene 2021

Das Jahr 2021 soll nach den Planen der EU-Kommission zum ,Europaischen Jahr der
Schiene“ erklart werden. Einen entsprechenden Vorschlag fir eine Entscheidung des
Européischen Parlamentes und des Rates stellte die Behdrde am 4. Méarz 2020 in Brissel vor.

Dieses Aktionsjahr soll dazu beitragen, auf allen politischen Ebenen den Anteil des Personen-
und Guterverkehrs auf der Schiene zu erhéhen. Mit entsprechenden Veranstaltungen,
Initiativen und Kampagnen gelte es, das Bewusstsein fur die Klimarelevanz des Bahnverkehrs
und seine verbindende Wirkung in Europa starken. Neben der Ankiindigung, dass es fur die
Umsetzung nationale Koordinatoren geben soll, ist dem vorliegenden Text allerdings nichts
Konkreteres zu entnehmen.

Pressemitteilung
Faktenblatt

Kommission genehmigt 6ffentliche Finanzierung fur feste Fehmarnbeltquerung

Die Kommission ist am 20. Marz 2020 ist nach 2015 erneut zu dem Schluss gelangt, dass das
offentliche Finanzierungsmodell fir die feste Fehmarnbeltquerung zur Verbindung der
danischen und der deutschen Kuste als mit den EU-Beihilfevorschriften vereinbar ist und hat
die Beihilfe heute entsprechend genehmigt.

Einem zwischen Danemark und Deutschland geschlossenen Staatsvertrag zufolge wird
Danemark alleiniger Eigentiimer des Tunnels und tragt das volle Finanzierungsrisiko, auch fiir
den Ausbau der dénischen Hinterlandanbindung per Strae und Schiene. In Danemark
wurden zwei 6ffentliche Unternehmen mit Planung, Bau und Betrieb des Tunnels betraut: A/S
Femern Landanlaeg fiir die danische Hinterlandanbindung und Femern A/S fiir die Infrastruktur
zur Verbindung der beiden Kiisten.

Nachdem Scandlines und Stena Line ein Rechtsmittel gegen den Kommissionsbeschluss von
2015 eingelegt hatten, erklarte das Gericht der Europaischen Union den Beschluss im
Dezember 2018 aus verfahrensrechtlichen Griinden teilweise fir nichtig. Das Gericht
bestatigte den Kommissionsbeschluss beziglich der Femern Landanleeg gewahrten
Finanzierung fir die Hinterlandanbindung, stellte jedoch fest, dass die Kommission nach den
EU-Beihilfevorschriften ein formliches Prifverfahren héatte einleiten missen, um die
Malnahmen zu bewerten, die Danemark Femern A/S vor Erlass des Beschlusses gewahrt
hatte.

Pressemitteilung

WIiFi4EU: Vierter Aufruf verschoben

Die fur den 17. Marz 2020 geplante WiFi4EU-Gutscheinvergabe wurde von der Européischen
Kommission angesichts der Corona-Pandemie verschoben. Da zahlreiche Kommunen in der
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https://eu2020.hr/Events/Event?id=156
https://eu2020.hr/Home/DocumentDownload/206
https://ec.europa.eu/germany/news/20200304-jahr-der-schiene-2021_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/FS_20_363
https://ec.europa.eu/germany/news/20200320-fehmarnbeltquerung_de

EU aktuell nicht ausreichend arbeitsfahig seien, wirde dies die Fairness gebieten. Ein
Nachholtermin soll im Sommer oder September dieses Jahres stattfinden. Wir werden tber
den entsprechenden Termin informieren, sobald dieser feststeht.

Pressemitteilung

Am 29. Marz 2020 wird wieder auf Sommerzeit umgestellt. Warum eigentlich?

Am 29. Marz 2020 wurden die Uhren wieder auf Sommerzeit umgestellt. Dies geschieht,
obwohl die Kommission nach einer dffentlichen Konsultation im Sommer 2018 die Abschaffung
der Sommerzeit zum Frihjahr 2019 in einem Richtlinienentwurf vorgeschlagen hatte. Im
Herbst 2019 sollten dann nur noch die Mitgliedstaaten die Uhr zuriickstellen, die sich fur die
Winterzeit als neue standige Standardzeit entscheiden; fir die anderen wére dies die bisherige
Sommerzeit. Das Europdische Parlament hatte diesem Entwurf am 26. Marz 2019 auch mit
groRer Mehrheit zugestimmt. Leider kénnen sich aber die Mitgliedsstaaten im Rat nicht
einigen. Dabei geht es eigentlich gar nicht darum, das alljahrliche Hin- und Herdrehen der Uhr
abzuschaffen, sondern darum, ob an nationalen Grenzen kinftig eine neue Zeitgrenze
entsteht und an welchen. Hier missten sich alle Mitgliedsstaaten gleich entscheiden, um neue
Zeitzonengrenzen zu vermeiden (bisher gibt es in Europa nur zwei). Gut mdglich, dass sich
die Mitgliedsstaaten nicht einigen kénnen und alles beim Alten bleibt.

Richtlinie
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https://ec.europa.eu/newsroom/dae/item-detail.cfm?item_id=671691&newsletter_id=178&utm_source=dae_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=Broadband%20Europe&utm_content=Urgent%20updates%20on%20WiFiEU&utm_term=WIFI4EU&lang=en
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20190321IPR32107/parlament-fur-beendigung-des-wechsels-zwischen-sommer-und-winterzeit-ab-2021
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1584892616959&uri=CELEX:52018PC0639

9. Soziales, Jugend, Gleichstellung, Sport

MalRnahmen im Kontext der Corona-Krise siehe Kapitel 1.

Kommission legt Gleichstellungsstrategie vor

Am 5. Marz 2020 legte die Kommission ihre ,Strategie fur die Gleichstellung der Geschlechter
2020 - 2025 vor. In der Form einer Mitteilung beschreibt die Kommission darin ihre politischen
Ziele und die aus ihrer Sicht wichtigsten MaRnahmen auf dem Gebiet der Gleichstellung der
Geschlechter fur den Zeitraum 2020 - 2025. Von Bedeutung ist insbesondere die Ankiindigung
der Kommission, starker gegen geschlechtsspezifische Gewalt vorgehen zu wollen. Das
Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung und Bekampfung von Gewalt gegen Frauen
und h&uslicher Gewalt (Ubereinkommen von Istanbul) gilt als MaRstab fir internationale
Standards in diesem Bereich. Sollte der Beitritt der EU zum Ubereinkommen von Istanbul
weiterhin blockiert werden, beabsichtige die Kommission, im Jahr 2021 MaRnahmen
vorzuschlagen, mit denen die gleichen Ziele wie mit dem Ubereinkommen von Istanbul erreicht
werden sollen. Insbesondere plane sie, die Straftatbestande, in denen eine Harmonisierung in
ganz Europa maglich ist (vgl. Art. 83 Abs. 1 AEUV), auf bestimmte Formen der Gewalt gegen
Frauen auszudehnen, einschlie8lich sexueller Belastigung, Missbrauch von Frauen und
Genitalverstummelung bei Frauen.

Pressemitteilung

Sportférderung aus Erasmus+ Bewerbungen jetzt

Die Bewerbungsfrist fur internationale Sportférderung aus dem Programm Erasmus+ lauft bis
zum 20. April 2020. Insgesamt stehen in der aktuellen Bewerbungsrunde 57,5 Mio. € zur
Verfligung, die fir drei unterschiedliche Projekttypen verwendet werden kdnnen: Gemein-
same Partnerschaften (Fordersumme bis zu 400.000 €), kleine Gemeinsame Partner-schaften
(bis zu 60.000 €) sowie nicht-kommerzielle Sportveranstaltungen (bis zu 500.000 €). Eine
gemeinsame Partnerschaft muss von mindestens funf Partnern aus funf verschiedenen
Programmlandern getragen werden und kann bis zu 3 Jahre dauern. Fir eine kleine
gemeinsame Partnerschaft gentigen drei Partner aus drei Programmandern. Diese lauft bis zu
zwei Jahre. In jedem Fall missen die Aktivitaten in einem oder mehreren Landern stattfinden,
in denen die beteiligten Organisationen aktiv sind. Bei mindestens einem Partner muss es sich
um einen Sportverein handeln.

weitere Informationen
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https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_358
https://eacea.ec.europa.eu/erasmus-plus/actions/sport

10. Laufende Konsultationen

Lebensmittelsicherheit

EU animal welfare strategy (2012-15) — evaluation

23. Méarz 2020 — 15. Juni 2020

Evaluation of the EU legal framework on food irradiation
2. Marz 2020 — 25. Mai 2020

Binnenmarkt
Galileo satellite system: use for critical infrastructure
23. Marz 2020 — 15. Juni 2020

Handel

Trade — preferential tariff scheme between the EU and developing countries (update)
11. Marz 2020 — 3. Juni 2020

EU-China customs agreement

24. Marz 2020 — 16. Juni 2020

Justiz und Grundrechte, Beschéaftigung und Soziales
Gender pay gap — transparency on pay for men and women
5. Méarz 2020 — 28. Mai 2020

Klimaschutz
European Climate Pact
4. Marz 2020 — 27. Mai 2020

Bank- und Finanzdienstleistungen

Non-financial reporting by large companies (updated rules)

20. Februar 2020 — 14. Mai 2020

Review of the regulatory framework for investment firms and market operators
17. Februar 2020 — 20. April 2020

AuRen- und Sicherheitspolitik, Handel
Human rights — review of EU ‘Anti-Torture’ Requlation (2016-20)
19. Februar 2020 — 13. Mai 2020

Digitale Wirtschaft und Gesellschaft

Consultation on the White Paper on Atrtificial Intelligence - A European Approach
19. Februar 2020 — 31. Mai 2020

European Strateqy for data

19. Februar 2020 — 31. Mai 2020

Steuern
Strengthen the exchange of information framework in the field of taxation.
10. Februar 2020 — 6. April 2020

Offentliches Gesundheitswesen
Europe’s Beating Cancer Plan
4. Februar 2020 — 7. Mai 2020

Verkehr
Ground handling services at EU airports — evaluation (2010-18)
30. Januar 2020 — 23. April 2020
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https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2140-Evaluation-of-the-EU-Animal-Welfare-Strategy-2012-2015-
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1477-Evaluation-of-the-EU-legal-framework-on-food-irradiation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2093-European-initiative-on-the-use-of-Galileo-in-Critical-infrastructures
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2136-Towards-the-future-Generalised-Scheme-of-Preferences-legal-framework-granting-trade-advantages-to-developing-countries
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1941-EU-China-Customs-Agreement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12098-Strengthening-the-principle-of-equal-pay-between-men-and-women-through-pay-transparency
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12219-European-Climate-Pact
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/mifid-2-mifir-review-2020-0_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2019-4201434_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12270-White-Paper-on-Artificial-Intelligence-a-European-Approach/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12271-European-Strategy-for-data/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/dac_renewal_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2020-693786/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2019-414136_en#plan-2019-4993

11. Termine

Rat der Européaischen Union

Webseite zu den
Anpassungen der
Termine wegen der
Corona-Krise

https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/calendar/

Ubersicht Uiber aktuell bestatigte Treffen/Videokonferenzen

https://www.consilium.europa.eu/media/43106/cm-1958-2020-
init. pdf

Ubersicht tiber die urspriinglich geplanten Termine

3. April 2020 Videokonferenz der AuRenminister

21. April 2020 Rat (Allgemeine Angelegenheiten)

22. April 2020 Informelle Tagung der Ministerinnen und Minister fir Umwelt
22. April 2020 AuRenministerrat

24./25 April 2020

Informelle Tagung der Ministerinnen und Minister fur Wirtschaft
und Finanzen

27.128 April 2020

Rat Landwirtschaft und Fischerei

27./28. April 2020

Informelle Tagung der Ministerinnen und Minister fir
Beschaftigung, Sozialpolitik und Gesundheit, 27./28. April 2020

27./28. April 2020

Informelle Tagung der Ministerinnen und Minister fur Verkehr
(Enerqie), 27./28. April 2020

29./30 April 2020

Informelle Tagung der Ministerinnen und Minister fur
Gesundheit

Kommission

8. April 2020 Bericht zum Demographischen Wandel in der EU
Beitrag der Kommission zum EU-Westbalkan-Gipfel
22. April 2020 Farm to Fo Fork-Strategie (tbc), EU Biodiversitatsstrategie fur

2030 (tbc)

Europdaisches Parlament

Neuer Sitzungsplan des EP fir 2020

https://www.europarl.europa.eu/sed/doc/news/flash/23441/Cal2020 en.pdf

Ausschuss der Regionen

Ubersicht tiber die aktuellsten Termine und Anderungen im Kontext Corona-Krise

https://cor.europa.eu/en/events
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https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/calendar/
https://www.consilium.europa.eu/media/43106/cm-1958-2020-init.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/43106/cm-1958-2020-init.pdf
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/fac/2020/04/03/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/gac/2020/04/21/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/env/2020/04/21-22/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/fac/2020/04/22/
Informelle%20Tagung%20der%20Ministerinnen%20und%20Minister%20für%20Wirtschaft%20und%20Finanzen
Informelle%20Tagung%20der%20Ministerinnen%20und%20Minister%20für%20Wirtschaft%20und%20Finanzen
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/agrifish/2020/04/27-28/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/epsco/2020/04/27-28/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/epsco/2020/04/27-28/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/tte/2020/04/27-28/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/tte/2020/04/27-28/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/epsco/2020/04/29-30/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/epsco/2020/04/29-30/
https://www.europarl.europa.eu/sed/doc/news/flash/23441/Cal2020_en.pdf
https://cor.europa.eu/en/events

